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Kunst und Steuern - passt das uberhaupt? Diese beiden Bereiche
gehen naturgemaB keine einfache Verbindung ein: Das Wesen
der Kunst fiir Steuerzwecke zu definieren, ist ein unmdgliches Unter-
fangen, denn der Wert kiinstlerischer Arbeit Iasst sich nach materiel-
len MaBstaben kaum bemessen. Als Grundlage fiir die Besteuerung
bleibt dem Staat nur der mit den Werken erzielte Geldwert.

Der Staat berlicksichtigt aber dennoch den hohen ideellen Wert
kinstlerischen Schaffens. Kunst ist ein wesentlicher Teil unseres
kulturellen Erbes und unserer gemeinsamen Identitat. Deshalb wird
Kunstforderung als wichtige staatliche Aufgabe verstanden und um-
gesetzt. Auch das Steuerrecht fordert die kiinstlerische Arbeit mit
Sondervorschriften, Steuerbefreiungen und SteuererméBigungen bei
der Einkommen- und Umsatzsteuer.

Diese Informationsschrift soll Kiinstlerinnen und Kiinstlern sowie
ihren Mitarbeitern, Arbeitgebern und Beratern einen Uberblicksma-
Bigen Einstieg in die steuerlichen Regelungen geben, die ihr Arbeits-
feld betreffen. Ein eigener Abschnitt ist der Besteuerung von Kiinst-
lerinnen und Kinstlern gewidmet, die in Deutschland tétig sind, hier
aber keinen Wohnsitz haben.

Hlsed ook s Sl
Albert Firacker, MdL Martin Schéffel, MdL
Staatsminister Staatssekretéar
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Diese Informationsschrift stellt auf den Rechtsstand 1. April 2024
ab. Soweit individuelle Lohnsteuerabzugsbetréage genannt sind, wur-
de unterstellt, dass Sozialversicherungspflicht besteht und in der
gesetzlichen Pflegeversicherung ein Zuschlag fiir Kinderlose zu leis-
ten ist. Als weiterfihrende Hinweise zur Vertiefung sind jeweils die
Rechtsquellen angegeben. Verweisungen im Text und im Stichwort-
verzeichnis beziehen sich auf die seitlich angefligten Randnummern
(RNF.).

Die Inhalte dieser Publikation beziehen sich in gleichem MaBe auf
samtliche Geschlechter. Aus Griinden der besseren Lesbarkeit wird
in den Texten der Einfachheit halber meist nur die ménnliche Form
verwendet. Wenn in der Broschiire der Begriff ,Lebenspartner” ver-
wendet wird, sind damit eingetragene Lebenspartner im Sinn des Le-
benspartnerschaftsgesetzes gemeint.
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A. Einkommensteuer

I. Grundbegriffe der Einkommensteuer

Der Einkommensteuer unterliegen Einkiinfte, die innerhalb einer von
sieben im Gesetz beschriebenen Einkunftsarten anfallen.

Diese Einkunftsarten sind

¢ FEinklnfte aus Land- und Forstwirtschaft,

* Einklinfte aus Gewerbebetrieb,

» Einkinfte aus selbststandiger, insbesondere freiberuflicher
Arbeit,

 Einkinfte aus nichtselbststandiger Arbeit,

 Einkiinfte aus Kapitalvermogen,

* Einkinfte aus Vermietung und Verpachtung sowie

* sonstige Einkilnfte.

Andere Einkiinfte unterliegen nicht der Einkommensteuer. Die Ein-
kunftsarten werden in zwei Gruppen eingeteilt. Die ersten drei Ein-
kunftsarten bilden die ,Gewinneinkiinfte“, die anderen Einkunfts-

arten heiBen ,,Uberschusseinkiinfte“.
Rechtsquelle: § 2 EStG

1. Einkommensteuerpflicht

Unbeschrankt einkommensteuerpflichtig sind grundsatzlich alle Per-
sonen, die ihren Wohnsitz im Inland haben. Die steuerlichen Rege-
lungen fiir Kiinstlerinnen und Kiinstler ohne Wohnsitz im Inland sind

unter Abschnitt C. zusammengefasst.
Rechtsquelle: § 1 EStG

Grundbegriffe der Einkommensteuer 9

2. Gewinnerzielungsabsicht

Kennzeichnend fir alle sieben Einkunftsarten ist, dass die ihnen je-
weils zugrunde liegende Betétigung in der Absicht ausgelbt wird,
positive Ergebnisse, also ,,Gewinne“ oder ,Uberschisse® zu erzielen.

Fehlt eine solche Absicht, wird die Betatigung als ,Liebhaberei® im
steuerlichen Sinn bezeichnet und ist einkommensteuerlich unbeacht-
lich. Anfallende ,Verluste® bleiben unbericksichtigt. Damit soll vor
allem verhindert werden, dass zu Lasten der Allgemeinheit Ausgaben
geltend gemacht werden, die einem Hobby oder einer betriebswirt-
schaftlich nicht ernsthaften Tatigkeit dienen.

Das Finanzamt prift die Einkiinfte- oder Gewinnerzielungsabsicht bei
jeder Tatigkeit. Bei einer kiinstlerischen Betétigung ist die Abgren-
zung aber manchmal besonders schwierig, weil sich hier Berufstatig-
keit und private Lebensgestaltung haufig eng berihren.

Ob eine Gewinnerzielungsabsicht besteht, ist eine innere Tatsa-
che. Das Finanzamt kann diese Einstellung aber nur aufgrund &u-
Berer Merkmale beurteilen. In jedem Einzelfall muss daher anhand
objektiver Umsténde auf das Vorliegen oder Fehlen dieser Absicht
geschlossen werden. Dies erfordert einerseits eine in die Zukunft ge-
richtete und langfristige Beurteilung, andererseits konnen aber auch
die Verhdltnisse eines bereits abgelaufenen Zeitraums wichtige An-
haltspunkte bieten. Dabei sind die Steuerzahler in der Pflicht, eine
behauptete Einkiinfte- beziehungsweise Gewinnerzielungsabsicht
dem Finanzamt gegentber mit verniinftigen und nachvollziehbaren
Uberlegungen darzulegen.

Im Ergebnis nimmt das Finanzamt eine Einkilnfte- oder Gewinner-
zielungsabsicht an, wenn auf eine groBere Zahl von Jahren gesehen
voraussichtlich ein positives Gesamtergebnis, ein steuerlicher ,Total-
gewinn®, erreicht wird.

Solange fiir das Finanzamt noch nicht ausreichend klar erkennbar
ist, ob Einkiinfte- beziehungsweise Gewinnerzielungsabsicht oder
Liebhaberei vorliegt, hat es die Mdglichkeit, die betreffenden Veran-
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lagungen in diesem Punkt vorlaufig durchzufiihren. Féllt die Unge-
wissheit zu einem spateren Zeitpunkt, zum Beispiel nach einer ,,Be-
obachtungszeit* von mehreren Jahren, weg, wird das Finanzamt die
bis dahin vorlaufigen Bescheide an die neuen Erkenntnisse anpassen.

Rechtsquelle: §§ 2 Abs. 1 und 2, 15 Abs. 2 EStG
§ 165 Abs 1 Satz 1 AO

3. Zuordnung der Titigkeit zu einer bestimmten
Einkunftsart

Kiinstlerische Tatigkeiten werden in der Regel zu Einkilinften aus
nichtselbststandiger Arbeit, aus selbststandiger Arbeit (freiberufliche
Tatigkeit) oder zu Einklnften aus Gewerbebetrieb fihren. Haufig wer-
den in einem Veranlagungszeitraum auch mehrere Einkunftsarten
berlihrt sein, wenn verschiedene Tatigkeiten ausgelibt werden.

Die Zuordnung der Tétigkeit zu einer bestimmten Einkunftsart ist
wichtig, da hieran bestimmte steuerliche Folgen geknlpft sind. Bei
Kinstlern ist vor allem die Abgrenzung zwischen der selbststéandig
ausgelbten gewerblichen oder freiberuflichen Tatigkeit und der
nichtselbststandig ausgelbten Tatigkeit von erheblicher Bedeutung.
Soweit eine freiberufliche oder gewerbliche Tatigkeit gegeben ist, er-
folgt die Besteuerung nach Ablauf des Kalenderjahrs im Weg der Ein-
kommensteuerveranlagung durch das Finanzamt. Unter Umsténden
hat der Kinstler Vorauszahlungen auf seine voraussichtliche Einkom-
mensteuerschuld zu leisten. Bei nichtselbststandiger Arbeit ist der
jeweilige Arbeitgeber verpflichtet, vom Arbeitslohn des Kinstlers im
laufenden Kalenderjahr Lohnsteuer einzubehalten und wie eine Ein-
kommensteuer-Vorauszahlung des Arbeitnehmers an das Finanzamt
abzufiihren. Bei einer selbststdndigen oder gewerblichen Téatigkeit
kann auch Umsatzsteuer anfallen, wahrend eine Arbeitnehmertatig-
keit und Umsatzsteuer sich gegenseitig ausschlieBen.

Grundbegriffe der Einkommensteuer 11

Die wesentlichen Auswirkungen aus der steuerrechtlichen Zuord-
nung der Tatigkeit konnen der nachfolgenden Ubersicht entnommen
werden:

Nichtselbststindige Selbststindige
Arbeit Tatigkeit
Ermittlung der Arbeitslohn aus allen Betriebseinnahmen
Einkiinfte Beschéftigungsver- ./ . Betriebsausgaben
héltnissen = Gewinn und somit
./. Werbungskosten Einkilnfte aus
= Einkilinfte aus selbststéndiger
nichtselbststéndiger Arbeit oder
Arbeit Einkilnfte aus

Gewerbebetrieb

Besteuerung des  Lohnsteuerabzug durch  Entrichtung von

Einkommens den Arbeitgeber Einkommensteuer-
im laufenden Vorauszahlungen
Kalenderjahr durch den Kiinstler
Besteuerungs- Veranlagung zur Einkommensteuer

verfahren nach Lohnsteuer und eventuelle Vorauszahlungen
Ablauf des werden angerechnet

Kalenderjahrs

Umsatzsteuer nein kann anfallen

Preisgelder

Preisgelder fir kiinstlerische Leistungen unterliegen der Einkommen-
steuer, wenn sie in untrennbarem wirtschaftlichen Zusammenhang
mit einer der Einkunftsarten des Einkommensteuergesetzes stehen.
Dabei ist von den Ausschreibungsbedingungen und den der Preisver-
leihung zugrunde liegenden Zielen auszugehen.
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Der Zusammenhang mit einer Einkunftsart ist gegeben, wenn die
Preisverleihung wirtschaftlich den Charakter eines leistungsbezo-
genen Entgelts hat und sie sowohl Ziel als auch unmittelbare Folge
der Tatigkeit des Kiinstlers ist. Das ist insbesondere dann der Fall,
wenn der Kinstler zur Erzielung des Preises ein besonderes Werk
geschaffen oder eine besondere Leistung erbracht hat. Der Zusam-
menhang mit einer Einkunftsart ist auch gegeben, wenn die Preis-
verleihung bestimmungsgemaB in nicht unbedeutendem Umfang die
personlichen oder sachlichen Voraussetzungen der Einkunftserzie-
lung des Kinstlers fordert. Dies ist beispielsweise der Fall bei wer-
bewirksamen Auszeichnungen im Rahmen von Ausstellungen, etwa
Ausstellungen kunstgewerblicher Erzeugnisse oder bei Film- und
Produzentenpreisen, die nach den Vergaberichtlinien einer Zweckbe-
stimmung zur Herstellung eines neuen Films unterliegen.

Keinen Zusammenhang mit einer Einkunftsart haben dagegen Ein-
nahmen aus Preisen, deren Verleihung in erster Linie dazu bestimmt
ist, das Lebenswerk oder Gesamtschaffen des Empfangers zu wiirdi-
gen, die Personlichkeit des Preistragers zu ehren, eine Grundhaltung
auszuzeichnen oder eine Vorbildfunktion herauszustellen.

Rechtsquelle: Schreiben des Bundesministeriums der Finanzen
vom 5. September 1996 (BStBI 1996 | S. 1150)
und vom 23. Dezember 2002 (BStBI 2003 1 S. 76)

Il. Abgrenzung der nichtselbststdndigen
von der selbststandigen Tatigkeit

Nichtselbststéandig tatig sind Arbeitnehmer. Im Sinn des Steuerrechts
sind das alle Personen, die mit ihrer Tatigkeit unter der Leitung eines
Arbeitgebers stehen oder in den geschaftlichen Organismus des Ar-
beitgebers eingegliedert und dessen Weisungen zu folgen verpflichtet
sind. Dagegen ist nicht Arbeitnehmer, wer Lieferungen und sonstige
Leistungen innerhalb der von ihm selbststandig ausgeiibten gewerb-
lichen und beruflichen T&tigkeit ausflhrt.

Abgrenzung der nichtselbststandigen von der selbststidndigen Tatigkeit

Bei der Abgrenzung zwischen selbststandiger Tatigkeit und nicht-
selbststandiger Arbeit kommt es nicht so sehr auf die formelle ver-
tragliche Gestaltung, zum Beispiel auf die Bezeichnung als freies Mit-
arbeiterverhéltnis, als vielmehr auf die Durchfiihrung der getroffenen
Vereinbarung an. Nachdem gerade bei Kinstlern und verwandten Be-
rufen die steuerliche Einordnung ihrer Tatigkeit nicht immer einfach
ist, hat die Finanzverwaltung fiir das Steuerrecht im Schreiben vom
5. Oktober 1990 Regelungen getroffen, um den Vollzug fir die Praxis
zu erleichtern. Danach gilt fiir die steuerrechtliche Einordnung der
Tatigkeit im Allgemeinen Folgendes:

1. Tatigkeit bei Theaterunternehmen
Spielzeitverpflichtete Kiinstler

Kiinstler und Angehorige von verwandten Berufen, die auf Spielzeit-
oder Teilspielzeitvertrag angestellt sind, sind in den Theaterbetrieb
eingegliedert und damit nichtselbststéndig.

Gastspielverpflichtete Kiinstler

Bei gastspielverpflichteten Kiinstlern und Angehérigen von verwand-

ten Berufen erstreckt sich der Vertrag in der Regel auf eine bestimmte

Anzahl von Auffiihrungen. Hier gelten die folgenden Grundsétze:

* Gastspielverpflichtete Regisseure, Choreographen, Bihnenbildner
und Kostlimbildner sind selbststéandig.

* Gastspielverpflichtete Dirigenten Uben eine nichtselbststandige
Tatigkeit aus; sie sind ausnahmsweise selbststéndig, wenn sie nur
fur kurze Zeit einspringen.

* Gastspielverpflichtete Schauspieler, Séanger, Tanzer und andere
Kinstler sind in den Theaterbetrieb eingegliedert und deshalb
nichtselbststandig, wenn sie eine Rolle in einer Auffiihrung Uber-
nehmen und gleichzeitig eine Probenverpflichtung zur Einarbei-
tung in die Rolle oder eine kiinstlerische Konzeption eingehen.
Stell- oder Verstandigungsproben reichen nicht aus.

13
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* Aushilfen fur Chor und Orchester sind selbststéndig, wenn sie nur
fir kurze Zeit einspringen.

* Gastspielverpflichtete Kiinstler einschlieBlich der Instrumentalso-
listen sind selbststéndig, wenn sie an einer konzertanten Opern-
auffihrung, einem Oratorium, Liederabend oder dergleichen mit-
wirken.

2. Tatigkeit bei Kulturorchestern

Samtliche gastspielverpflichtete Kiinstler, zum Beispiel Dirigenten,
Vokal- und Instrumentalsolisten, sind selbststéndig. Orchesteraus-
hilfen sind ebenfalls selbststandig, wenn sie nur fir kurze Zeit ein-
springen.

3. Tatigkeit bei Horfunk und Fernsehen

Bei Rundfunk und Fernsehen werden neben dem fest angestellten
Personal auch Kiinstler und Angehérige von verwandten Berufen auf-
grund von Honorarvertragen tatig und als freie Mitarbeiter bezeich-
net. Diese werden in der Regel als nichtselbststandig Tatige behan-
delt.

Bestimmte Gruppen von freien Mitarbeitern sind jedoch selbststén-
dig, soweit sie nur fir einzelne Produktionen (zum Beispiel ein Fern-
sehspiel, eine Unterhaltungssendung oder einen aktuellen Beitrag)
tatig werden. Dabei handelt es sich um folgende Mitarbeiter:

* Architekten

* Arrangeure

* Artisten, die als Gast auBerhalb eines Ensembles oder einer Grup-
pe eine Sololeistung erbringen

* Autoren

* Berichterstatter

* Bildhauer

Abgrenzung der nichtselbststandigen von der selbststidndigen Tatigkeit

Buhnenbildner

Choreographen

Chorleiter, soweit sie als Gast mitwirken oder Trager des Chors
oder Arbeitgeber der Mitglieder des Chors sind

Dirigenten, soweit sie als Gast mitwirken oder Trager des Chors
oder Klangkorpers oder Arbeitgeber der Mitglieder des Chors oder
Klangkdorpers sind

musikalische Leiter, soweit sie als Gast mitwirken oder Trager
des Chors oder Klangkorpers oder Arbeitgeber der Mitglieder des
Chors oder Klangkorpers sind

Darsteller, die als Gast in einer Sendung mit Live-Charakter mitwir-
ken

Diskussionsleiter

Dolmetscher

Fachberater

Fotografen

Gespréachsteilnehmer

Grafiker

Interviewpartner

Journalisten

Kommentatoren

Komponisten

Korrespondenten

Kostumbildner

Kunstmaler

Lektoren

Moderatoren, wenn der eigenschopferische Teil der Leistung uiber-
wiegt

Quizmaster

Realisatoren, wenn der eigenschopferische Teil der Leistung tber-
wiegt

Regisseure

Solisten flir Gesang, Musik oder Tanz, die als Gast auBerhalb eines
Ensembles oder einer Gruppe eine Sololeistung erbringen
Schriftsteller

Ubersetzer

15
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Eine von vornherein auf Dauer angelegte Téatigkeit eines freien Mit-
arbeiters ist nichtselbststandig, auch wenn fiir sie mehrere Hono-
rarvertrage abgeschlossen werden. Die Tatigkeit fur denselben Auf-
traggeber in mehreren zusammenhéngenden Leistungsbereichen ist
einheitlich zu beurteilen. Die Einordnung einer solchen Mischtéatigkeit
richtet sich nach der liberwiegend ausgeubten Tatigkeit. Dabei kann
auch auf die Hohe des aufgeteilten Honorars abgestellt werden.

Im Einzelfall kann auch ein freier Mitarbeiter, der nicht zu den vorge-
nannten Berufsgruppen gehort, als selbststandig anerkannt werden.
Das fiir die Veranlagung des Mitarbeiters zustéandige Finanzamt muss
dann eine entsprechende Bescheinigung (vgl. BMF-Schreiben vom 9.
Juli 2014, BStBI 2014 1 S. 1103) erteilen. Gehort der freie Mitarbei-
ter zu den vorgenannten Berufsgruppen, dann kann er gleichwohl
aufgrund besonderer Verhéltnisse des Einzelfalls nichtselbststéandig
sein.

4. Tatigkeit bei Film- und Fernsehfilmproduzenten
in Eigen- und Auftragsproduktionen einschlieBlich
Synchronisierung

* Filmautoren, Filmkomponisten und Fachberater sind im Allgemei-
nen nicht in den Organismus des Unternehmens eingegliedert und
daher selbststandig.

* Schauspieler, Regisseure, Kameraleute, Regieassistenten und
sonstige Mitarbeiter sind dagegen durch das notwendige Zusam-
menwirken aller Beteiligten in den Organismus der Produktion ein-
gegliedert und daher nichtselbststéndig.

* Synchronsprecher und Synchronregisseure sind in der Regel
selbststéndig.

¢ Auslandische Fotomodelle, die zur Produktion von Werbefilmen
kurzfristig im Inland tétig werden, kénnen nach dem Urteil des
Bundesfinanzhofs vom 24. Juni 2007 (BStBI 2009 11 S. 931) selbst-
sténdig sein.

Abgrenzung der nichtselbststiandigen von der selbststindigen Tatigkeit 17

5. Wiederholungshonorare

Wiederholungshonorare werden grundsétzlich der Einkunftsart zu-
gerechnet, zu der das Ersthonorar gehort hat. War das Ersthonorar
dem Arbeitslohn zuzuordnen, werden Wiederholungshonorare ent-
sprechend einem Urteil des Bundesfinanzhofs vom 6. Marz 1995
(BStBI 1995 Il S. 471) dann ausnahmsweise als Einnahmen aus
selbststandiger Arbeit behandelt, wenn die Leistungsschutzrechte
des Arbeitnehmers nicht bereits aufgrund des Arbeitsvertrags auf
den Arbeitgeber Ubergegangen und die Hohe der jeweiligen Ver-
gltungen in gesonderten Vereinbarungen festgelegt worden sind.
Wiederholungshonorare und Erlosbeteiligungen, die an austbende
Kinstler von Horfunk- oder Fernsehproduktionen als Nutzungsent-
gelte fiir die Ubertragung originarer urheberrechtlicher Verwertungs-
rechte gezahlt werden, stellen nach dem Urteil des Bundesfinanzhofs
vom 26. Juli 2006 (BStBI 2006 Il S. 917) keinen Arbeitslohn dar.

6. Abgrenzung der Tatigkeiten in der Sozialversicherung

Fur die sozialversicherungsrechtliche Beurteilung von im kiinstle-
rischen Bereich Beschéftigte oder Tatige haben die Spitzenorgani-
sationen der Sozialversicherung in Anlage 1 ihres Schreibens vom
1. April 2022 einen eigenstandigen Abgrenzungskatalog flir im Be-
reich Theater, Orchester, Rundfunk- und Fernsehanbieter, Film- und
Fernsehproduktion tatige Personen bekannt gegeben. Ergdnzend
wird hinsichtlich der versicherungsrechtlichen Beurteilung von dreh-
tagsverpflichteten Film- und Fernsehschauspielern noch auf die
Ubereinkunft zwischen dem Bundesverband der Film- und Fernseh-
schauspieler e. V. und dem Bundesverband Deutscher Fernsehpro-
duzenten e. V. vom 23. April 2008 sowie TOP 5 der Besprechung der
Spitzenorganisationen der Sozialversicherung lber Fragen des ge-
meinsamen Beitragseinzugs vom 21. November 2018 hingewiesen.
Fir die sozialversicherungsrechtliche Beurteilung von Synchronspre-
chern wird auf TOP 1 der Besprechung der Spitzenorganisationen der
Sozialversicherung lber Fragen des gemeinsamen Beitragseinzugs

vom 23. November 2016 verwiesen.
Rechtsquelle: § 19 EStG
§ 1 LStDV
Schreiben des Bundesministeriums der Finanzen
vom 5. Oktober 1990 (BStBI 1990 | S. 638)
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I1l. Der Lohnsteuerabzug bei nichtselbst-
stiandiger Tatigkeit

Einkinfte aus nichtselbststéandiger Arbeit unterliegen in der Regel
dem Lohnsteuerabzug. Der Arbeitgeber ist verpflichtet, vor Auszah-
lung des Arbeitslohns die Lohnsteuer, gegebenenfalls den Solidari-
tatszuschlag und gegebenenfalls die Kirchensteuer einzubehalten
und fiir Rechnung des Arbeitnehmers an das Finanzamt abzufiihren.

Die Lohnsteuer ist keine eigene Steuer, sondern eine besondere
Erhebungsform der Einkommensteuer. Das Ergebnis ist meist nur
vorlaufig, denn die Einkommensteuer wird erst bei der Einkommen-
steuerveranlagung nach Ablauf des Kalenderjahrs genau berechnet,
wenn alle Einnahmen und die steuerlich beriicksichtigungsfahigen
Aufwendungen feststehen. Die abgefiihrte Lohnsteuer wird dann auf
die Einkommensteuer angerechnet.

1. Lohnsteuerabzugsmerkmale (ELStAM-Verfahren)

Von den individuellen Elektronischen LohnSteuerAbzugsMerkmalen
- ELStAM - héngt es ab, ob und in welcher Hbhe der Arbeitgeber
vom Arbeitslohn Lohn- und Kirchensteuer einbehalten muss. Durch
das ELStAM-Verfahren konnen die Arbeitgeber elektronisch die im
Lohnsteuerabzugsverfahren maBgebenden Besteuerungsgrundlagen
ihrer Arbeitnehmer (Steuerklasse, gegebenenfalls Faktor, Zahl der
Kinderfreibetrége, Religionszugehdrigkeit, Frei- und Hinzurechnungs-
betrdge) aus einer Datenbank der Finanzverwaltung abrufen. Dazu
missen die Arbeitnehmer im Regelfall zu Beginn der Tatigkeit ihrem
Arbeitgeber ihre steuerliche Identifikationsnummer und ihr Geburts-
datum mitteilen sowie Auskunft darliber geben, ob es sich um das
Haupt- oder ein Nebenarbeitsverhaltnis handelt. Die Lohnsteuerab-
zugsmerkmale werden dann automatisiert auf Grundlage der Daten
der Meldebehdrden gebildet. Dem Arbeitnehmer werden die elektro-
nischen Lohnsteuerabzugsmerkmale (ELStAM) lblicherweise durch
die Lohn- und Gehaltsabrechnung des Arbeitgebers mitgeteilt, in der
die lohnsteuerlichen Merkmale als Grundlage fir die Lohnsteuerer-
mittlung ausgewiesen werden.
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Weitere Informationen enthalten die Schreiben des Bundesministe-
riums der Finanzen vom 8. November 2018 (BStBI 1 2018 1 S. 1137)
und vom 7. November 2019 (BStBI 2019 | S. 1087).

Besonders zu beachten ist bei den ELStAM-Daten die Steuerklasse.
Bezieht ein Arbeitnehmer nebeneinander gleichzeitig von mehreren
Arbeitgebern Arbeitslohn, der nach den individuellen Lohnsteuerab-
zugsmerkmalen dem Lohnsteuerabzug zu unterwerfen ist, gilt fur das
zweite Dienstverhaltnis Steuerklasse VI. Arbeitnehmer, die in ihrem
ersten Dienstverhéltnis einen so geringen voraussichtlichen Jahres-
arbeitslohn haben, dass sie die Steuerfreibetrédge dort nicht aus-
schopfen, haben die Mdglichkeit, den hohen Steuerabzug im zweiten
Dienstverhéltnis auszugleichen. Auf Antrag bildet das Finanzamt bei
den ELStAM im zweiten Dienstverhéltnis mit Steuerklasse VI einen
Freibetrag und als Ausgleich zur Steuerklasse des ersten Dienstver-
haltnisses einen korrespondierenden Hinzurechnungsbetrag.

Méchte ein Arbeitnehmer steuermindernde Freibetrdge als Lohn-
steuerabzugsmerkmale berlicksichtigt haben, ist beim zustandigen
Wohnsitzfinanzamt ein besonderer Antrag zu stellen.

Weitere Einzelheiten zum Lohnsteuer-ErméBigungsverfahren enthal-
ten die Broschiiren ,,Die Lohnsteuer 2024 - Ratgeber zur Lohnsteuer*
und ,,Steuertipps fiir Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer*, die vom
Bayerischen Staatsministerium der Finanzen und fiir Heimat her-
ausgegeben werden.

2. Lohnsteuerabzug

Die Lohnsteuer fir den laufenden Arbeitslohn wird jeweils mit dem
auf den Lohnzahlungszeitraum (in der Regel der Monat, bei kirzerer
Beschaftigung auch die Woche oder der Tag) entfallenden Teilbetrag
der Jahreslohnsteuer berechnet, die sich bei Umrechnung des lau-
fenden Arbeitslohns auf einen Jahresarbeitslohn ergibt. Der Lohn-
steuerberechnung ist damit zugrunde gelegt, dass der Arbeitnehmer
das ganze Jahr Uber Arbeitslohn bezieht. Beim Steuerabzug werden
bereits eine Reihe von steuerlichen Verglinstigungen (zum Beispiel
der Grundfreibetrag, der Arbeitnehmer-Pauschbetrag fiir Werbungs-
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kosten, die Vorsorgepauschale fir Versicherungsbeitrédge oder der
Sonderausgaben-Pauschbetrag) zeitanteilig berucksichtigt, die den
Steuerabzug durch den Arbeitgeber bereits mindern.

Soweit in den nachfolgenden Beispielen fiir das Jahr 2024 Lohnsteu-
erabzugsbetrége genannt sind, wurde unterstellt, dass der Steuer-
pflichtige kinderlos ist, Beitrage zur gesetzlichen Renten-, Kranken-
und Pflegeversicherung leistet, und ein kassenindividueller Zusatz-
beitrag entsprechend dem durchschnittlichen Zusatzbeitragssatz
anfallt.

3. Sonderregelungen fiir den Lohnsteuerabzug bei
Kiinstlern

Kinstler sind haufig nur fir wenige Tage bei einem Arbeitgeber té-
tig. Zwischen den einzelnen Tétigkeiten liegen oft langere Zeitrdume
ohne ein Beschéftigungsverhéltnis. Dem Abzug der Lohnsteuer liegt
die Vorstellung zugrunde, dass die fiir die einzelnen Beschéftigungs-
verhéltnisse gezahlten Honorare ohne Unterbrechung das ganze
Jahr in gleicher Hohe erzielt werden konnten. Der Steuertarif fir den
Lohnsteuerabzug ist daher umso hoher, auf je weniger Tage sich die
Zahlung zusammenballt.

Zwar wird im Rahmen der Einkommensteuerveranlagung die hier-
durch insgesamt zu hohe Steuer wieder erstattet. Um den besonde-
ren Verhéltnissen bei Kinstlern Rechnung zu tragen und die Steuer-
belastung bereits wahrend des laufenden Jahres zu senken, werden
mit BMF-Schreiben vom 5. Oktober 1990 (BStBI | S. 638) Sonderre-
gelungen zugelassen. Fir den Lohnzahlungszeitraum kénnen neben
der Zeit der tatsachlichen Tétigkeit auch Zeiten ohne Beschéftigung
eingerechnet werden.

Dabei muss sichergestellt werden, dass beschéaftigungslose Zeiten
nicht doppelt erfasst werden (zum Beispiel durch die Arbeitgeber vor-
her und nachher). In der Vergangenheit konnte das der Arbeitgeber
bei der Vorlage der Lohnsteuerkarte ohne Weiteres erkennen, da der
vom vorhergehenden Arbeitgeber zugrunde gelegte Lohnzahlungs-
zeitraum auf der Lohnsteuerkarte einzutragen war. Nunmehr werden
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die friher auf der Lohnsteuerkarte eingetragenen Daten jedoch dem
Finanzamt elektronisch tbermittelt. Allerdings erhalten die Arbeit-
nehmer nach Beendigung des Arbeitsverhéltnisses vom Arbeitgeber
eine Lohnsteuerbescheinigung, in der die Ubermittelten Daten aufge-
fuhrt sind. Es empfiehlt sich, die vom letzten Arbeitgeber vor der Be-
schaftigungspause erstellte Lohnsteuerbescheinigung dem spéateren
Arbeitgeber vorzulegen, damit dieser von der Erleichterungsregelung
Gebrauch machen kann.

Die nachfolgenden Sonderregelungen gelten grundsatzlich auch im
ELStAM-Verfahren, worauf das Bundesministerium der Finanzen im
Amtlichen Lohnsteuer-Handbuch 2024 mit einer FuBnote hinweist.

Erweiterter Lohnzahlungszeitraum

Beim erweiterten Lohnzahlungszeitraum wird der Lohnzahlungszeit-
raum fur Zwecke des Lohnsteuerabzugs auf die vor der tatsachlichen
Beschaftigung liegende Zeit ausgedehnt. Voraussetzung fir die An-
wendung dieses Verfahrens ist, dass dieser Zeitraum nicht in einem
friheren Beschéftigungsverhaltnis bereits belegt wurde und die
Nichtbelegung dem Arbeitgeber bekannt ist. Fur je zwei Tage der tat-
sachlichen Beschaftigung kann dann eine Woche, héchstens jedoch
insgesamt ein Monat angesetzt werden.

Fir die 6-tagige Beschaftigung vom 26. bis 31. Mérz erhélt ein Schauspie-
ler (ELStAM mit Steuerklasse 1) 2.400 Euro. Fir die Tagesgage von 400
Euro wiirde der Lohnsteuerabzug nach der Tagestabelle 119,88 Euro betra-
gen, fiir die sechs Drehtage also insgesamt 719,28 Euro.

Wurden die ELStAM mit Steuerklasse | zuletzt bis 5. Marz verwendet, so
kann fiir die 6-tdgige Beschaftigung der Lohnzahlungszeitraum auf den 11.
bis 31. Mérz (= drei volle Wochen) erweitert werden. Fiir den Wochenlohn
von 800 Euro (2.400 Euro : drei Wochen) betrégt der Lohnsteuerabzug
nach der Wochentabelle 97,00 Euro, fiir die sechs Drehtage damit insge-
samt also 291,00 Euro.
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Wurden hingegen die ELStAM mit Steuerklasse | zuletzt bis 17. Mérz ver-
wendet, ist in diesem Fall eine Erweiterung des Lohnzahlungszeitraums auf
drei volle Wochen (11. bis 31. Marz) nicht zuléssig, weil dieser Zeitraum
zum Teil schon belegt ist. Es kommt hier nur eine Erweiterung des Lohn-
zahlungszeitraums vom 18. bis 31. Mérz (= zwei volle Wochen) in Betracht.
Fur den Wochenlohn von 1.200 Euro (2.400 Euro : zwei Wochen) betrégt
der Lohnsteuerabzug nach der Wochentabelle 201,28 Euro, fiir die sechs
Drehtage damit insgesamt 402,56 Euro.

Verlangerter Lohnzahlungszeitraum

Der Lohnzahlungszeitraum kann auf einen Monat verlangert werden.
Hierbei vereinbaren Arbeitgeber und Arbeitnehmer, dass fir Zwecke
des Lohnsteuerabzugs der Monat als Lohnzahlungszeitraum angese-
hen wird und die Zahlungen zunéchst als Abschlagszahlungen behan-
delt werden. Voraussetzung fiir dieses Verfahren ist, dass dieselben
ELStAM fir den betreffenden Monat noch nicht verwendet worden
sind und mindestens fir den Monat dem Arbeitgeber zur Verfligung
stehen (das heiBt: der Arbeitnehmer nicht aus der ELStAM-Daten-
bank abgemeldet wird).

Permanente Monatsberechnung

Bei der permanenten Monatsabrechnung wird die Lohnsteuerberech-
nung fiir die wéhrend eines Monats anfallenden Lohnzahlungen in
der Weise vorgenommen, dass die friheren Lohnzahlungen dessel-
ben Monats mit in die Steuerberechnung einbezogen werden.

Ein Schauspieler ist drei Drehtage beim selben Arbeitgeber beschéftigt. Fiir
den Drehtag am 8. August erhélt er 700 Euro, fiir den Drehtag am 13. Au-
gust 800 Euro und fiir den Drehtag am 27. August 500 Euro. Die ELStAM
mit der Steuerklasse | miissen dem Arbeitgeber fiir diesen Zeitraum zur
Verfligung stehen (das heiBt: der Arbeitnehmer bleibt zumindest fiir diesen
Zeitraum in der ELStAM-Datenbank angemeldet). Die permanente Monats-
abrechnung ergibt folgenden Lohnsteuerabzug.
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Erste Lohnzahlung am 8. August von 700 Euro
Lohnsteuer fiir 700 Euro 0,00 Euro
einzubehalten am 8. August 0,00 Euro

Zweite Lohnzahlung am 13. August von 800 Euro

Lohnsteuer fiir 1.500 Euro (700 Euro + 800 Euro) 20,00 Euro
bereits gezahlt flir 700 Euro 0,00 Euro
einzubehalten am 13. August 20,00 Euro

Dritte Lohnzahlung am 27. August von 500 Euro

Lohnsteuer fiir 2.000 Euro (1.500 Euro + 500 Euro) 106,75 Euro
bereits gezahlt flir 1.500 Euro - 20,00 Euro
einzubehalten am 27. August 86,75 Euro

Permanenter Lohnsteuer-Jahresausgleich

Beim permanenten Lohnsteuer-Jahresausgleich erfolgt die Lohnsteu-
erermittlung nach dem voraussichtlichen Jahresarbeitslohn. Fir die-
ses Verfahren ist unter anderem Voraussetzung, dass entweder der
Arbeitnehmer seit Beginn des Kalenderjahrs sténdig in einem Dienst-
verhaltnis zum selben Arbeitgeber gestanden haben muss oder die-
ser Arbeitgeber den Arbeitnehmer seit Beginn des Kalenderjahrs bei
der ELStAM-Datenbank angemeldet hat. Dieses Verfahren wird sich
vor allem bei Steuerklasse VI anbieten.

Zur Anwendung des permanenten Lohnsteuer-Jahresausgleichs wird
nach Ablauf eines jeden Lohnzahlungszeitraums der laufende Arbeits-
lohn der abgelaufenen Lohnzahlungszeitraume auf einen Jahresbetrag
hochgerechnet. Fir den hochgerechneten Jahresarbeitslohn wird
dann die Jahreslohnsteuer ermittelt. Sodann wird der Teilbetrag der
Jahreslohnsteuer errechnet, der auf die abgelaufenen Lohnzahlungs-
zeitraume entféllt. Von diesem Steuerbetrag wird die Lohnsteuer ab-
gezogen, die von dem laufenden Arbeitslohn der abgelaufenen Lohn-
zahlungszeitraume bereits erhoben worden ist. Der Restbetrag ergibt
die firr den letzten Lohnzahlungszeitraum zu erhebende Lohnsteuer.

Rechtsquelle: §§ 38 - 39b EStG
Schreiben des Bundesministeriums der Finanzen
vom 5. Oktober 1990 (BStBI 1990 | S. 638)
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IV. Abgrenzung der gewerblichen von den
freiberuflichen Einkiinften

Wird eine Tatigkeit selbststandig ausgeubt, werden daraus in der Re-
gel entweder Einkiinfte aus Gewerbebetrieb oder solche aus freibe-
ruflicher Tétigkeit erzielt.

1. Einkiinfte aus freiberuflicher Tatigkeit

Zu den freiberuflichen Tatigkeiten gehort die selbststandig ausgeubte
wissenschaftliche, kiinstlerische, schriftstellerische, unterrichtende
oder erzieherische Tétigkeit sowie die Berufstéatigkeit zum Beispiel
der Arzte, Rechtsanwalte, Steuerberater, Architekten, Journalisten
und so weiter.

Eine kinstlerische Tatigkeit liegt vor, wenn die Arbeiten nach ihrem
Gesamtbild eigenschopferisch sind und iber eine hinreichende Be-
herrschung der Technik hinaus eine bestimmte kinstlerische Ge-
staltungshdhe erreichen. Dabei ist auf die tatséchlich ausgeiibte Ge-
samttatigkeit abzustellen.

Die Vorbildung des Steuerpflichtigen, so zum Beispiel ein abgeschlos-
senes Hochschulstudium der entsprechenden Kunstrichtung, Presse-
veroffentlichungen und Kritiken in Kunstzeitschriften, die Beteiligung
an Kunstausstellungen und die Mitgliedschaft in bestimmten Berufs-
verbdnden kénnen bei der Feststellung der Kiinstlereigenschaft von
Bedeutung sein. Die Mitgliedschaft in einem Verband oder Berufsver-
band reicht aber fir die Anerkennung einer kinstlerischen Tatigkeit
allein nicht aus.

In Zweifelsfallen kann zur Feststellung der Kiinstlereigenschaft eine
Gutachterkommission eingeschaltet werden. Solche Kommissionen
sind fur verschiedene Sparten der Kunst eingerichtet. Die Anschrif-
ten der Kommissionen in Bayern sind in der folgenden Ubersicht dar-
gestellt:

Abgrenzung der gewerblichen von den freiberuflichen Einkiinften 25

Sparte Malerei und Plastik

Gutachterkommission flir Gutachterausschuss fiir
Malerei und Plastik freischaffende Kiinstler

Herrn Hermann Bigelmayr P. A. Berufsverband Bildender
FeichthofstraBe 100 Kinstler Nirnberge. V.
81247 Minchen Hirtengasse 3

90443 Nirnberg
Telefon 0911 2396884

Sparte Kunstgewerbe

Prof. Karen Pontoppidan und Gutachterausschuss fiir

Prof. Markus KarstieB freischaffende Kiinstler

an der P. A. Berufsverband Bildender
Akademie der Bildenden Kiinste Kinstler Nirnberge. V.
AkademiestraBe 2 Hirtengasse 3

80799 Miinchen 90443 Nirnberg

Telefon 0911 2396884

Sparte Gebrauchsgrafik und Foto-Design
Gutachterausschuss fiir
freischaffende Kiinstler
P. A. Berufsverband Bildender
Kiinstler Nirnberg e. V.
Hirtengasse 3
90443 Nirnberg
Telefon 0911 2396884

Gutachterkommission flir Musik im  Hochschule fiir Musik Nirnberg

Tonkinstlerverband Bayern e. V. Am Katharinenkloster 6
SandstraBe 31 90403 Nirnberg
80335 Miinchen Telefon 0911 2318443

E-Mail: info@dtkvbayern.de

Bereich Rock- und Popmusik
Berufsfachschule fiir Musik Dinkelsbiihl
Klostergasse 1
91550 Dinkelsbiihl
Telefon 09851 57250
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Antrdge auf Begutachtung sind von den Steuerpflichtigen unmittelbar an
eine dieser Kommissionen zu richten. Im Ubrigen kann der Nachweis der
Kiinstlereigenschaft auch durch Gutachten anderer Personen oder Stellen
geflihrt werden.

Die Finanzamter sind an die Gutachten zwar nicht gebunden, werden sie
aber im Allgemeinen den steuerrechtlichen Entscheidungen zugrunde le-
gen konnen, insbesondere dann, wenn die Konstitutivmerkmale des zu
beurteilenden Begriffs ,Kiinstlereigenschaft“ im Gutachten ausreichend
abgehandelt sind.

Besonders wichtig ist, dass die vom Steuerpflichtigen tatséchlich ausge-
lUbte Tatigkeit den Angaben entspricht, die dem Gutachten zur Feststellung
der Kiinstlereigenschaft zugrunde gelegt worden sind.

Eine freiberufliche Tétigkeit kann auch dann noch vorliegen, wenn
fachlich vorgebildete Arbeitskréfte beschaftigt werden. Vorausset-
zung ist aber, dass der Betriebsinhaber oder die Betriebsinhaberin
aufgrund eigener Fachkenntnisse leitend tatig ist und die berufsty-
pischen Leistungen in ausreichendem Umfang selbst und eigenver-
antwortlich erbringt. Da die kinstlerische Tatigkeit in besonderem
MaBe personlichkeitsbezogen ist, kann sie deshalb als solche nur
anerkannt werden, wenn der Kiinstler auf samtliche zur Herstellung
eines Kunstwerks erforderlichen Tatigkeiten den entscheidenden ge-

staltenden Einfluss ausubt.
Rechtsquelle: § 18 Abs. 1 Nr. 1 EStG

2. Einkiinfte aus Gewerbebetrieb

Sind die Voraussetzungen fiir eine freiberufliche Tatigkeit nicht er-
fullt, zum Beispiel weil die ausgelibte Tatigkeit nicht als ,kinstle-
risch® eingestuft werden kann, liegen in der Regel Einkiinfte aus Ge-

werbebetrieb vor.
Rechtsquelle: § 15 EStG
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3. Steuerliche Auswirkungen aus der Zuordnung
zu den Einkiinften aus Gewerbebetrieb oder aus
freiberuflicher Tatigkeit

Die wesentlichen Auswirkungen kdénnen der nachfolgenden Uber-
sicht enthommen werden:

Gewerbebetrieb Freiberufliche
Tatigkeit
Anmeldung bei der Gemeinde, beim Finanzamt
einer Betriebs- das Finanzamt wird unmittelbar
eréffnung von der Gemeinde
benachrichtigt

Gewerbesteuer  ja, soweit Freibetrage nein
Uberschritten werden

Einkommen- ErmaBigung der auf die  keine SteuerermaBigung,
steuer gewerblichen Einkiinfte  weil keine Gewerbe-

entfallenden Steuer um steuerbelastung

das 4-fache des Ge-

werbesteuer-Messbe-

trags, hochstens aber

um die tatséchlich zu

zahlende Gewerbesteu-

er, nach MaBgabe des

§ 35 EStG
Gewinn- in der Regel durch in der Regel durch
ermittlung Betriebsvermdégens- Einnahmeniiberschuss-
vergleich (Bilanzie- rechnung

rung); bei kleineren
Betrieben ist auch
Einnahmeniberschuss-
rechnung moglich




28 Einkommensteuer

V. Werbungskosten und Betriebsausgaben

1. Was sind Werbungskosten und Betriebsausgaben?

Ausgaben, die durch die jeweilige Tatigkeit veranlasst sind, sind steu-
erlich abzugsfahig. Aufwendungen, die durch den Betrieb, also durch
die gewerbliche oder freiberufliche Tatigkeit veranlasst sind, heiBen
Betriebsausgaben und werden im Rahmen der Gewinnermittlung von
den Betriebseinnahmen abgesetzt. Aufwendungen, die durch die
nichtselbststéndige Tatigkeit veranlasst sind, also dem Erwerb, der
Sicherung und Erhaltung der Einnahmen aus nichtselbststandiger
Arbeit dienen, werden als Werbungskosten bezeichnet. In der Ein-
kommensteuererklarung werden sie in der Anlage N angegeben. Wer-
bungskosten konnen jedoch nur insoweit beriicksichtigt werden, als
die Aufwendungen steuerfreie Ersatzleistungen iibersteigen. Ubt ein
Kinstler in einem Veranlagungszeitraum mehrere Tatigkeiten aus, ist
er zum Beispiel selbststédndig und daneben nichtselbststéandig tétig,
dann mussen seine Aufwendungen der jeweiligen Tatigkeit zugeord-
net werden.

2. Kosten der Lebensfiihrung

Keine Betriebsausgaben oder Werbungskosten sind Aufwendungen,
die die private Lebensfiihrung des Steuerpflichtigen betreffen. Dazu
gehoren auch die Aufwendungen fiir die Lebensflihrung, die die wirt-
schaftliche oder gesellschaftliche Stellung des Steuerpflichtigen mit
sich bringt, auch wenn sie zur Férderung der betrieblichen oder be-
ruflichen Tatigkeit des Steuerpflichtigen erfolgen.

Sind so genannte gemischte Aufwendungen sowohl durch die beruf-
liche oder betriebliche Téatigkeit als auch durch die Lebensfiihrung
veranlasst, sind sie insoweit als Betriebsausgaben oder Werbungskos-
ten abziehbar, als sie betrieblich oder beruflich veranlasst sind und
sich dieser Teil nach objektiven Merkmalen von den Ausgaben, die
der privaten Lebensfiihrung dienen, leicht und einwandfrei trennen
lasst. Die betriebliche oder berufliche Veranlassung darf allerdings
nicht nur von untergeordneter Bedeutung sein. Ist eine Trennung
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nicht leicht und einwandfrei moglich, scheidet eine steuerliche Be-
ricksichtigung als Betriebsausgaben oder Werbungskosten aus.

Rechtsquelle: § 12 Nr. 1 EStG

Schreiben des Bundesministeriums der Finanzen
vom 6. Juli 2010 (BStBI 2010 1 S. 614)

R 9.1LStR

3. Werbungskosten bei nichtselbststindiger Tatigkeit

Wenn der Steuerpflichtige keine hdoheren Werbungskosten nach-
weist, wird von den Einnahmen aus nichtselbststandiger Arbeit der
Arbeitnehmer-Pauschbetrag von 1.230 Euro im Kalenderjahr abge-
zogen. Der Pauschbetrag wird als Jahresbetrag auch dann in voller
Hohe bericksichtigt, wenn die Einnahmen lediglich wahrend eines
Teils des Kalenderjahrs bezogen worden sind. Durch den Abzug des
Arbeitnehmer-Pauschbetrags darf sich kein Verlust ergeben.

Entstehen einem Kinstler im Zusammenhang mit seiner nichtselbst-
standig ausgeiibten Tatigkeit hohere Werbungskosten, als sie mit
dem Arbeitnehmer-Pauschbetrag abgegolten werden, dann muss
der Kiinstler — wie jeder andere Arbeitnehmer — seine tatsachlichen
Werbungskosten im Rahmen seiner Einkommensteuerveranlagung
im Einzelnen darlegen. Es empfiehlt sich, die Belege und Quittungen
Uber die einzelnen Werbungskosten im Verlauf des Jahres zu sam-
meln.

Im Folgenden sind einige typische Werbungskosten bei nichtselbst-
standig tatigen Kunstlern zusammengestellt.

Arbeitsmittel

Betragen die Anschaffungskosten ohne Umsatzsteuer nicht mehr als
800 Euro, so sind die Aufwendungen in vollem Umfang sofort abzugs-
fahig, andernfalls die anteilige Abschreibung Uber die voraussicht-
liche Nutzungsdauer. Die Anschaffungskosten fiir Computerhard-
ware und Betriebs-/Anwendersoftware konnen sofort in voller Hohe
abezogen werden. Die Einzelheiten ergeben sich aus dem Schreiben
des Bundesministeriums der Finanzen vom 22. Februar 2022, Bun-
dessteuerblatt Teil | S. 187.
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Berufskleidung

Aufwendungen fir typische Berufskleidung sind steuerlich abzugsfa-
hig. Typische Berufskleidung sind Kleidungssticke, die zum Beispiel
als Arbeitsschutzkleidung auf die jeweils ausgelibte Berufstatigkeit
zugeschnitten sind oder die objektiv eine berufliche Funktion erful-
len. Aufwendungen fiir normale biirgerliche Kleidung, auch wenn sie
uberwiegend bei der Berufsausubung getragen wird, gehoren dage-
gen zu den nicht abziehbaren Kosten der privaten Lebensfihrung.

Bewerbungskosten

Kosten fiir die Suche nach einer neuen Beschéaftigung kdnnen — so-
weit sie nicht erstattet werden — als Werbungskosten geltend ge-
macht werden. Das sind zum Beispiel Telefonkosten, Porti, Kosten
fur Kopien von Zeugnissen sowie Reisekosten anlésslich einer Vor-
stellung. Es kommt nicht darauf an, ob die Bewerbung Erfolg hatte.

Fahrten zwischen Wohnung und Tatigkeitsstatte

Handelt es sich um Wege zwischen Wohnung und erster Téatigkeits-
statte im Sinn des § 9 Abs. 4 EStG, dann werden die Aufwendungen
grundséatzlich mit der gesetzlichen Entfernungspauschale abgegol-
ten. Fahrten zur Tatigkeitsstétte, die nicht eine erste Tatigkeitsstatte
ist, werden hingegen grundséatzlich mit den tatséchlichen Aufwen-
dungen bericksichtigt.

Auswartstatigkeit und doppelte Haushaltsfiihrung

Eine Auswartstéatigkeit liegt vor, wenn ein Arbeitnehmer im Rahmen
seines jeweiligen Beschaftigungsverhaltnisses vorlibergehend au-
Berhalb seiner Wohnung und nicht an einer ersten Téatigkeitsstatte
beruflich tétig wird. Hat der Arbeitnehmer im Rahmen seines jewei-
ligen Beschaftigungsverhaltnisses keine erste Tatigkeitsstétte und ist
er bei seiner individuellen beruflichen Tatigkeit typischerweise nur
an standig wechselnden Tatigkeitsstatten tatig, liegt ebenfalls eine
Auswaértstatigkeit vor. Die bei einer beruflichen Auswartstétigkeit ent-
standenen Fahrt- und Ubernachtungskosten sowie die steuerlichen
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Pauschbetrage flr Verpflegungsmehraufwendungen sind Reisekos-
ten und kdnnen, soweit sie nicht vom Arbeitgeber steuerfrei erstattet
werden, als Werbungskosten geltend gemacht werden.

Fir gastspielverpflichtete Kiinstler ist die steuerliche Behandlung von
Aufwendungen in einem bundeseinheitlichen Schreiben (vgl. Fach-
zeitschrift ,,Der Betrieb®, 1990, Seite 1796) zusammengefasst:

Gastspiel eines Ensembles

Der Kinstler ist an einer Buhne spielzeitverpflichtet, also fest ange-
stellt. Das gesamte Ensemble der Biihne begibt sich auf eine Gast-
spielreise. Die Reisekosten kénnen nach MaBgabe der fur Auswarts-
tatigkeiten/Dienstreisen geltenden steuerlichen Bestimmungen an-
gesetzt werden.

Gastspiele eines Tourneetheaters

Der Kunstler ist bei einem Tourneetheater fest angestellt. Dieses The-
ater hat keine eigene Stammbihne. Die Aufwendungen des Kiinstlers
fur die auswartigen Einsédtze an den einzelnen Spielorten sind nach
den Regelungen der Auswaértstatigkeit abzugsféhig.

Gastspielverpflichtung eines Kiinstlers mit festem Engagement an
einem Theater

Der Kunstler ist an einer Buhne fest angestellt. Von dieser Bihne
erhélt er Gastierurlaub und geht eine Gastspielverpflichtung an
einem anderen Theater ein, wo er nichtselbststéndig tatig ist. Tag-
liche Fahrten zum Gastspielort und zurick sind Aufwendungen fir
Wege zwischen Wohnung und erster Tatigkeitsstatte. Ubernachtet
der Kiinstler am Gastspielort, kommen die Grundsatze der doppelten
Haushaltsfiihrung zur Anwendung.

AusschlieBlich im Rahmen von Gastspielvertrégen tétige Kiinstler

Der Kiinstler ist an keiner Biihne fest angestellt. Statt dessen schlieBt
er nur Gastspielvertrage mit verschiedenen Biihnen ab. Bei den mit
den verschiedenen Biihnen abgeschlossenen Gastspielvertragen
handelt es sich um jeweils voneinander getrennte Dienstverhéltnisse,
die nebeneinander bestehen. Innerhalb des einzelnen Dienstverhélt-
nisses wechselt die Tatigkeitsstétte nicht. Es liegt deshalb auch kei-
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ne Auswartstatigkeit im Sinn des Steuerrechts vor. Die Fahrten zu
den jeweiligen Gastspielorten sind Aufwendungen flir Wege zwischen
Wohnung und erster Tatigkeitsstétte. Ubernachtet der Kiinstler am
Gastspielort, kommen die Grundséatze der doppelten Haushaltsfih-
rung zur Anwendung.

Rechtsquelle: §§ 9, 9a EStG
R9.1-9.11LStR

4. Gewinnermittlung bei selbststindiger Arbeit und bei
Einkiinften aus Gewerbebetrieb

Die Einkiinfte aus selbststéndiger Arbeit und die Einkiinfte aus Ge-
werbebetrieb ergeben sich aus der jeweiligen Gewinnermittlung (vgl.
RNr. 120).

Bei bestimmten Nebentatigkeiten gilt fiir die Betriebsausgaben eine
Besonderheit: Bei der Ermittlung der Einkiinfte aus wissenschaft-
licher, kunstlerischer oder schriftstellerischer Nebentatigkeit, auch
Vortrags- oder nebenberufliche Lehr- und Prifungstatigkeit, knnen
Betriebsausgaben ohne Einzelnachweis pauschal in Hohe von 25 Pro-
zent der Betriebseinnahmen aus dieser Tatigkeit, hochstens jedoch
900 Euro jahrlich abgezogen werden, wenn es sich nicht um eine
Tatigkeit handelt, die bereits nach § 3 Nr. 26 EStG (vgl. RNr. 131)
beglnstigt ist. Der Hochstbetrag von 900 Euro kann fir alle unter
die Pauschalierungsregelung fallenden Tatigkeiten in jedem Jahr nur
einmal gewahrt werden.

Sind tatsachlich hohere Betriebsausgaben angefallen und werden

diese nachgewiesen, kommt die Pauschalierungsregelung nicht zur

Anwendung. In diesem Fall werden die tatsdchlich angefallenen Be-
triebsausgaben bericksichtigt.

Rechtsquelle: §§ 4, 5 EStG

H 18.2 (Betriebsausgabenpauschalen) EStH

Schreiben des Bundesministeriums der Finanzen

vom 6. April 2023 (BStBI 2023 1S. 671)
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VI. Besondere Steuervergiinstigungen fur
Kiinstler im Einkommensteuergesetz

1. Steuerfreiheit fiir bestimmte 6ffentliche Mittel

Beziige aus offentlichen Mitteln oder aus Mitteln einer 6ffentlichen
Stiftung, die als Beihilfe zu dem Zweck bewilligt werden, die Erzie-
hung oder Ausbildung, die Wissenschaft oder Kunst unmittelbar zu
fordern, sind steuerfrei. Voraussetzung fiir die Steuerfreiheit ist, dass
der Empfénger mit den Bezligen nicht zu einer bestimmten wissen-
schaftlichen oder kiinstlerischen Gegenleistung oder zu einer be-

stimmten Arbeitnehmertatigkeit verpflichtet wird.
Rechtsquelle: § 3 Nr. 11 EStG

2. Einnahmen aus nebenberuflichen Titigkeiten

Einnahmen aus nebenberuflichen Tatigkeiten als Ubungsleiter, Aus-
bilder, Erzieher, Betreuer oder vergleichbaren nebenberuflichen Ta-
tigkeiten oder aus nebenberuflichen kinstlerischen Tatigkeiten sind
nach § 3 Nr. 26 EStG bis zur Héhe von insgesamt 3.000 Euro jahrlich
einkommensteuerfrei (= so genannter Ubungsleiterfreibetrag). Diese
Tatigkeiten missen im Dienst oder Auftrag einer juristischen Person
des offentlichen Rechts, die in einem Mitgliedstaat der Europdischen
Union, der Schweiz oder in einem Staat belegen ist, fir den das Ab-
kommen uber den Européischen Wirtschaftsraum Anwendung findet,
oder einer unter § 5 Abs. 1 Nr. 9 KStG fallenden Einrichtung und zur
Forderung gemeinniitziger, mildtatiger oder kirchlicher Zwecke (§§
52 bis 54 AO) erfolgen. Die Steuerbefreiung kommt hiernach bei-
spielsweise fir die Einnahmen nebenberuflicher Chorleiter, Orche-
sterdirigenten oder Kirchenmusiker in Betracht.

Eine Tatigkeit, die ihrer Art nach keine Ubungsleitende, ausbildende,
erzieherische, betreuende oder kiinstlerische Tatigkeit ist, wie zum
Beispiel eine Tatigkeit als Vorstandsmitglied oder Vereinskassier, ist
nicht mit 3.000 Euro begiinstigt. Fir derartige Einnahmen aus neben-
beruflichen Tatigkeiten im gemeinnitzigen, mildtatigen oder kirch-
lichen Bereich kann ein Freibetrag bis zur Hohe von insgesamt 840
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Euro im Kalenderjahr gemaB § 3 Nr. 26a EStG in Betracht kommen
(= so genannte Ehrenamtspauschale). Der Ansatz dieses Steuerfrei-
betrags ist jedoch ausgeschlossen, wenn — bezogen auf die gesam-
ten Einnahmen aus der jeweiligen nebenberuflichen Tétigkeit — ganz
oder teilweise die Steuerbefreiung fir bestimmte Aufwandsentschéa-
digungen aus &ffentlichen Kassen oder der Ubungsleiterfreibetrag
gewahrt wird. Dies bedeutet, dass flr dieselbe Nebentatigkeit die
Ehrenamtspauschale nicht zuséatzlich zu diesen Sonderfreibetrédgen
beriicksichtigt werden kann.

Uberschreiten die Einnahmen fiir die genannten Tatigkeiten den
steuerfreien Betrag, dirfen die mit den nebenberuflichen Tatigkei-
ten in unmittelbarem wirtschaftlichen Zusammenhang stehenden
Ausgaben nur insoweit als Betriebsausgaben oder Werbungskosten
abgezogen werden, als sie den Betrag der steuerfreien Einnahmen

ubersteigen.
Rechtsquelle: § 3 Nrn. 26 und 26a EStG
R 3.26 LStR

3. Ehrensold

Der Ehrensold fur Kunstler sowie Zuwendungen aus Mitteln der Deut-
schen Kinstlerhilfe sind steuerfrei, wenn es sich um Beziige aus 6f-
fentlichen Mitteln handelt, die wegen der Bedurftigkeit des Kiinstlers

gezahlt werden.
Rechtsquelle: § 3 Nr. 43 EStG

4. Stipendien

Stipendien, die aus offentlichen Mitteln oder von zwischenstaatli-
chen oder Uberstaatlichen Einrichtungen, denen die Bundesrepublik
Deutschland als Mitglied angehort, zur Férderung der kiinstlerischen
Ausbildung oder Fortbildung gewahrt werden, sind steuerfrei. Das
Gleiche gilt unter bestimmten Voraussetzungen auch fir Stipendien,
die von einer Einrichtung, die von einer Kérperschaft des o6ffentlichen
Rechts errichtet ist oder verwaltet wird, oder von einer Kérperschaft,
Personenvereinigung oder Vermdgensmasse nach § 5 Abs. 1 Nr. 9
KStG gegeben werden. Voraussetzung fir die Steuerfreiheit ist, dass
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* die Stipendien einen fiir die Bestreitung des Lebensunterhalts und
die Deckung des Ausbildungsbedarfs erforderlichen Betrag nicht
ubersteigen und nach den von dem Geber erlassenen Richtlinien
vergeben werden,

e der Empfanger im Zusammenhang mit dem Stipendium nicht zu
einer bestimmten kiinstlerischen Gegenleistung oder zu einer be-
stimmten Arbeitnehmertatigkeit verpflichtet ist.

Rechtsquelle: § 3 Nr. 44 EStG

5. Preisgelder

Preisgelder fir kiinstlerische Leistungen unterliegen der Einkommen-
steuer, wenn sie in untrennbarem wirtschaftlichen Zusammenhang
mit einer der Einkunftsarten des Einkommensteuergesetzes stehen.
Dabei ist von den Ausschreibungsbedingungen und den der Preis-
verleihung zugrunde liegenden Zielen auszugehen. Wegen weiteren
Einzelheiten vgl. RNr. 104.

Rechtsquelle: Schreiben des Bundesministeriums der Finanzen

vom 5. September 1996 (BStBI 1996 1 S. 1150)
und vom 23. Dezember 2002 (BStBI 2003 | S. 76)

6. Kiinstlersozialkasse

Die Betrdge, die die Kinstlersozialkasse zugunsten des nach dem
Kiinstlersozialversicherungsgesetz Versicherten aus dem Aufkom-
men von Kinstlersozialabgabe und Bundeszuschuss an einen Tréager
der Sozialversicherung oder an den Versicherten zahlt, sind steuer-

frei.
Rechtsquelle: § 3 Nr. 57 EStG

7. Zuwendungen

Spenden zur Férderung gemeinnitziger, mildtatiger und kirchlicher
Zwecke im Sinn der §§ 52 bis 54 AO werden in begrenzter Hohe steu-
ermindernd bericksichtigt (zu den gemeinnitzigen Zwecken gehéren
auch religiose, wissenschaftliche und kulturelle Zwecke).
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Die Begrenzung betragt 20 Prozent des Gesamtbetrags der Einkinf-
te. Zuwendungsbetrége, die diese Hochstsatze Uberschreiten oder
im Veranlagungszeitraum der Zuwendung nicht berlcksichtigt wer-
den kénnen, sind im Rahmen der Héchstbetrdge in den folgenden
Veranlagungszeitrdumen als Sonderausgaben abzuziehen (zeitlich

unbegrenzter Spendenvortrag).
Rechtsquelle: § 10b EStG
§ 50 EStDV
§§ 52 - 54 AO

VII. Einkommensteuererklarung

Die Einkommensteuer wird nach Ablauf des Kalenderjahrs im Ver-
anlagungsverfahren aufgrund der Angaben in der Einkommensteuer-
erkldrung vom Finanzamt festgesetzt. Eine Einkommensteuererkla-
rung fur das Jahr 2023 muss abgegeben werden, wenn kein Arbeits-
lohn bezogen wurde und der Gesamtbetrag der Einkilinfte mehr als
12.174 Euro, bei Ehegatten/Lebenspartnern mehr als 23.118 Euro
(fur das Jahr 2024: 12.870 Euro beziehungsweise bei Ehegatten/
Lebenspartnern 24.510 Euro), betragen hat, oder wenn Arbeitslohn
bezogen wurde und zum Beispiel der Steuerabzug nach Steuerklasse
VI vorgenommen wurde oder die positive Summe anderer Einkiinfte
oder Lohnersatzleistungen, wie zum Beispiel Arbeitslosengeld, je-
weils mehr als 410 Euro betragen hat.

Im Rahmen der Einkommensteuerveranlagung werden die insgesamt
bezogenen Einkiinfte des Steuerpflichtigen und gegebenenfalls die
seines Ehegatten/Lebenspartners zusammengerechnet. Die von den
verschiedenen Arbeitgebern einbehaltenen Lohnsteuerabzugsbetré-
ge sowie geleistete Einkommensteuer-Vorauszahlungen werden auf
die festgesetzte Einkommensteuer angerechnet.

Es erleichtert die Erstellung der Einkommensteuererklarung, wenn
bereits im laufenden Kalenderjahr Belege und Quittungen Uber steu-
erlich bedeutsame Ausgaben der jeweiligen Téatigkeit zugeordnet
werden.

Wenn Einkiinfte aus Gewerbebetrieb oder aus selbststéndiger Arbeit
erzielt werden, muss die Einkommensteuererklérung grundsétzlich
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nach amtlich vorgeschriebenem Datensatz durch Datenferniibertra-
gung (elektronisch) an das Finanzamt ubermittelt werden. Dies gilt
auch fir die Gewinnermittlung sowie eine ggf. erstellte Bilanz. Auf An-
trag kann das Finanzamt zur Vermeidung unbilliger Harten im Einzel-
fall auf eine elektronische Ubermittlung verzichten. In diesem Fall ist
die Erklarung nach amtlich vorgeschriebenem Vordruck abzugeben.

Fiir die elektronische Ubermittlung der Steuererklarungen kénnen di-
verse kommerzielle Softwareprodukte genutzt werden, die tber eine
ELSTER-Schnittstelle verfiigen.

Zudem bietet die Steuerverwaltung das Online-Portal ,ELSTER - lhr
Online-Finanzamt® unter www.elster.de an. Nach einer Registrierung
kdonnen darin Steuererklarungen und Meldungen direkt, kostenlos
und sicher an die Steuerverwaltung lbertragen werden. Unter der
Internetadresse www.elster.de erhalten Sie weitere Informationen.

Formulare, Ausfullanleitungen fiir die Steuererklarung und Vordrucke
fur weitere steuerliche Angelegenheiten stehen lhnen auch unter
www.finanzamt.bayern.de zur Verfigung.

Rechtsquelle: §§ 5b, 25, 46 EStG

§§ 56, 60 EStDV

§ 150 Abs. 8 AO

BMF-Schreiben vom 28. September 2011 (BStBI 20111 S. 855)
und vom 23. Juli 2020 (BStBI 2020 | S. 639



B. Umsatzsteuer

I. Umsatzsteuerpflicht

Kiinstler sind Unternehmer, wenn sie selbststéndig tétig sind und
nachhaltig Lieferungen, wie zum Beispiel Verkdufe von Gegenstan-
den, oder sonstige Leistungen, etwa Auftritte, gegen Entgelt erbrin-
gen. Dies gilt auch, wenn die kiinstlerische Tatigkeit gegebenenfalls
ertragsteuerrechtlich als Liebhaberei eingestuft wird (vgl. RNr. 102).
Eine kiinstlerische sonstige Leistung unterliegt grundsétzlich in dem
Land der Umsatzsteuer, in dem der Unternehmer jeweils tatig wird.
Soweit Lieferungen und sonstige Leistungen gegen Entgelt im Inland
erbracht werden, unterliegen sie, wie auch eine entsprechende un-
entgeltliche Wertabgabe, der deutschen Umsatzbesteuerung. Wenn
die Leistungen nicht steuerfrei sind, unterliegen sie dem ermaBigten
Steuersatz von derzeit 7 Prozent oder dem Regelsteuersatz von der-
zeit 19 Prozent.

Fir Einnahmen, die nach § 3 Nrn. 11, 43, 44 oder 57 EStG steuerfrei
sind (vgl. RNrn. 130, 132, 133 und 135), muss keine Umsatzsteuer
gezahlt werden, weil diese Beziige kein Entgelt flr eine Leistung des

Kiinstlers sind.
Rechtsquelle: §§ 2, 12 UStG

Die Umsatzsteuer wird aber erst ab einem gewissen Mindestumsatz
im Jahr erhoben. So genannte ,Kleinunternehmer® brauchen keine
Umsatzsteuer abzufihren (vgl. RNr. 206).
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Il. Steuerbefreiungen

Die Umsatze der Theater, Orchester, Kammermusikensembles und
Chore sind grundsatzlich umsatzsteuerfrei, wenn es sich um Einrich-
tungen des Bundes, der Lander, der Gemeinden oder der Gemein-
deverbande handelt. Das Gleiche gilt fir die Umsatze gleichartiger
Einrichtungen anderer Unternehmer, wenn die zustéandige Landesbe-
horde — in Bayern die Regierung von Niederbayern — bescheinigt,
dass sie die gleichen kulturellen Aufgaben erfiillen wie die Einrich-
tungen der offentlichen Hand. Zum Antragsverfahren vgl. ergdnzende
Hinweise im BayernPortal (www.freistaat.bayern).

Auch die Leistungen von selbststéndigen Solisten kénnen unter die
Steuerbefreiungsvorschrift fallen.

Auf die Art der Musik kommt es nicht an. Auch Musikgruppen aus
dem Bereich der Unterhaltungsmusik kénnen deshalb eine Steuer-
befreiung erhalten.

Die Veranstaltung von Theatervorfithrungen und Konzerten durch an-
dere Unternehmer ist umsatzsteuerfrei, wenn die Darbietungen von
steuerbefreiten Theatern, Orchestern, Kammermusikensembles oder
Choren erbracht werden. Der Begriff der Veranstaltung setzt ein Auf-
treten gegeniiber dem Publikum im eigenen Namen voraus. Vermitt-
lungsleistungen fallen nicht unter die Steuerbegiinstigung.

Die Steuerbefreiungen sind mit dem Ausschluss vom Vorsteuerabzug

verbunden.
Rechtsquelle: § 4 Nr. 20 UStG
4.20 UStAE
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I1l. ErmaBigter Steuersatz

Bestimmte kiinstlerische Leistungen unterliegen einem ermaBigten
Steuersatz.

1. Kunstgegenstinde

Die Umséatze mit bestimmten Kunstgegenstédnden, insbesondere
vollstdndig von Hand geschaffene Gemaélde und Zeichnungen, Origi-
nalstiche, -schnitte und -steindrucke sowie Originalerzeugnisse der
Bildhauerkunst, unterliegen dem ermé&Bigten Steuersatz von derzeit
7 Prozent, wenn neben den sachlichen Voraussetzungen der Nr. 53
der Anlage 2 zum UStG eine derin § 12 Abs. 2 Nr. 13 Buchst. a und
b UStG genannten personlichen Voraussetzungen erfillt ist. Die Ab-
grenzung der begtinstigten Kunstgegenstande richtet sich nach ihrer
zolltariflichen Einreihung. Beglinstigt sind nur diejenigen Kunstgegen-
stande, die unter die Positionen 97 01 bis 97 03 des Gemeinsamen
Zolltarifs fallen. Zweifelsfragen Uber die zolltarifliche Einordnung kén-
nen durch Einholung einer ,unverbindlichen Zolltarifauskunft® geklart
werden, die der Unternehmer bei dem insoweit zustandigen Bildungs-
und Wissenschaftszentrum der Bundesfinanzverwaltung — Dienstsitz
Berlin —, Grellstrae 18 bis 24, 10409 Berlin, beantragen kann.

Der ermaBigte Steuersatz kommt zur Anwendung, wenn die Lieferung

vom Urheber des Kunstgegenstands oder dessen Rechtsnachfolger
ausgeflhrt wird.

Rechtsquelle: § 12 Abs. 2 Nr. 1i.V.m. Nr. 53 der

Anlage 2 zu § 12 Abs. 2 Nrn. 1 und 2 UStG

§ 12 Abs. 2 Nrn. 12 und 13 UStG
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2. Theater, Orchester, Chore, Solisten

Die Eintrittsberechtigungen flr Theater, Konzerte und Museen sowie
die den Theatervorfiihrungen und Konzerten vergleichbaren Darbie-
tungen ausiibender Kinstler unterliegen dem erméBigten Steuersatz,
wenn sie nicht unter die Umsatzsteuerbefreiung fallen.

ErmaBigt zu besteuern sind Konzerte als musikalische und gesang-
liche Auffiihrung aller Art, zum Beispiel auch von Solokonzerten. Das
Konzert muss aber den eigentlichen Zweck der Veranstaltung aus-
machen. Veranstaltungen sind nur dann begiinstigt, wenn Leistungen
anderer Art, die in Verbindung mit diesen Veranstaltungen erbracht
werden, von so untergeordneter Bedeutung sind, dass dadurch der
Charakter der Veranstaltung als Konzert nicht beeintrchtigt wird.
Nicht beglinstigt sind deshalb zum Beispiel gesangliche, kabarettis-
tische oder ténzerische Darbietungen im Rahmen einer Tanzbelus-
tigung, einer sportlichen Veranstaltung oder zur Unterhaltung der
Besucher von Gaststatten. Auch die Veranstaltung von so genannten
»,Bunten Abenden®, bei denen das gesprochene Wort im Mittelpunkt
steht, welches von musikalischen Darbietungen nur umrahmt wird,
ist keine Konzertveranstaltung.
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3. Urheberrechte

ErmaBigt besteuert wird auBerdem die Einraumung, Ubertragung
und Wahrnehmung von Rechten, die sich aus dem Urheberrechtsge-
setz (UrhG) ergeben. AuBer den Werken der Literatur, Wissenschaft
und Kunst sind auch die Darbietungen ausiibender Kiinstler urheber-
rechtlich geschitzt (§§ 74 ff UrhG, verwandte Schutzrechte). Zu den
ausubenden Kiinstlern gehdren beispielsweise Schauspieler, Sanger
und Musiker. Dem erméBigten Steuersatz unterliegt die entgeltliche
Einwilligung zur Verwertung der Darbietung beziehungsweise die
Abtretung der urheberrechtlichen Nutzungsrechte wie zum Beispiel
Rechte der Bildschirm- und Lautsprecheribertragung, der Vervielfal-
tigung, der Funksendung und der offentlichen Wiedergabe.

Beglinstigte Leistungen ausiibender Kiinstler liegen zum Beispiel vor,
wenn die Darbietung, etwa der Vortrag von Liedern oder das Spielen
eines Musikwerks, in einem Studio auf Bild- und Tontréger aufgenom-
men und von einer Rundfunk- oder Fernsehanstalt gesendet oder von
einem Tontrégerhersteller vervielfaltigt wird.

Rechtsquelle: § 12 Abs. 2 Nr. 7¢ UStG
12.7. UStAE

Ausiibende Kinstler kénnen mit einer kinstlerischen Darbietung
auch gleichzeitig zwei verschiedene Leistungen erbringen, ndmlich
die Darbietung selbst und die Einwilligung zur Verwertung der Dar-
bietung oder die Abtretung urheberrechtlicher Nutzungsrechte. Ein
Solist, der in einem offentlichen Konzert eines Konzertveranstalters
mitwirkt, erbringt zwei Leistungen, wenn das Konzert gleichzeitig
von einer Rundfunk- oder Fernsehanstalt aufgenommen und gesen-
det oder von einem Tontrégerhersteller auf Tontrager aufgenommen
und vervielfaltigt wird. Beide Leistungen unterliegen dem ermaBigten

Steuersatz.
Rechtsquelle: § 12 Abs. 2 Nrn. 7a, 7c UStG

Kleinunternehmerregelung 43

IV. Kleinunternehmerregelung

Hat ein Kinstler steuerpflichtige Umsétze, muss dennoch keine
Umsatzsteuer an das Finanzamt abgefiuhrt werden, wenn er ein so
genannter Kleinunternehmer ist. Ein Kiinstler ist Kleinunternehmer,
wenn sein steuerpflichtiger Gesamtumsatz zuziiglich der darauf ent-
fallenden Steuer im vorangegangenen Kalenderjahr 22.000 Euro
nicht Uberschritten hat und im laufenden Kalenderjahr 50.000 Euro
voraussichtlich nicht tbersteigen wird. Nimmt der Unternehmer sei-
ne gewerbliche oder berufliche Tatigkeit im Lauf eines Kalenderjahrs
neu auf, ist der voraussichtliche steuerpflichtige Gesamtumsatz in
einen Jahresgesamtumsatz hochzurechnen; es kommt dann nur da-
rauf an, dass dieser Jahresgesamtumsatz zuzliglich der darauf entfal-
lenden Steuer die Grenze von 22.000 Euro nicht Uberschreitet.

Im Fall der Nichterhebung der Umsatzsteuer kénnen keine Vorsteu-
ern abgezogen werden und es dirfen auch keine Rechnungen mit
gesondertem Umsatzsteuerausweis ausgestellt werden. Wenn trotz-
dem, etwa aus Versehen oder Unkenntnis, Rechnungen mit geson-
dert ausgewiesener Umsatzsteuer ausgestellt werden, muss die un-
berechtigt ausgewiesene Steuer ans Finanzamt abgefiihrt werden.

Ein Kinstler kann auf die Anwendung der Kleinunternehmehrrege-
lung verzichten. Er optiert in diesem Fall zur Regelbesteuerung. Dies
kann dann von Vorteil sein, wenn hohe Vorsteueriiberschiisse zu er-
warten sind. Zu beriicksichtigen ist jedoch, dass der Kinstler dann
fir mindestens funf Jahre an die Option gebunden.

Rechtsquelle: §§ 14c, 19 UStG
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V. Berechnung der Umsatzsteuer

Flhrt ein Kinstler steuerpflichtige Umsétze aus und kann die Klein-
unternehmerregelung nicht angewendet werden, muss er die Um-
satzsteuer durch Anwendung des zutreffenden Steuersatzes auf das
Entgelt berechnen. Die Umsatzsteuer entsteht grundsatzlich mit der
Ausfiihrung einer Lieferung oder sonstigen Leistung. Es kommt dabei
regelmaBig nicht darauf an, ob der Leistungsempfanger die Leistung
schon bezahlt hat. Hierbei spricht man von der so genannten Soll-
Versteuerung.

Auf Antrag kann das Finanzamt aber auch genehmigen, dass die Um-
satzsteuer erst flr den Voranmeldungszeitraum angemeldet werden
muss, in dem das Entgelt fir eine Leistung eingegangen ist. Hierbei
handelt es sich um die so genannte Ist-Versteuerung. Sie kann zum
Beispiel beantragt werden, wenn der Gesamtumsatz im vorangegan-
genen Jahr nicht mehr als 800.000 Euro betragen hat oder der Unter-
nehmer freiberuflich (vgl. RNr. 118) téatig ist.

Anzahlungen missen sowohl bei der Ist- als auch bei der Soll-Ver-
steuerung sofort versteuert werden.

Von der errechneten Umsatzsteuer konnen die in Eingangsrech-
nungen gesondert ausgewiesenen Umsatzsteuerbetrége als Vorsteu-
ern abgezogen werden die mit der unternehmerischen Tatigkeit zu-
sammenhangen. Der Vorsteuerabzug ist allerdings ausgeschlossen,
wenn die bezogenen Leistungen beim Kinstler in die Ausfiihrung von
steuerfreien Leistungen eingegangen sind.

Rechtsquelle: §§ 13, 15, 16, 20 UStG
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VI. Aufzeichnungspflichten

Jeder Unternehmer, der kein Kleinunternehmer ist, ist verpflichtet,
insbesondere Folgendes aufzuzeichnen:

* Die vereinbarten Entgelte bei Soll-Versteuerung, beziehungsweise
die vereinnahmten Entgelte bei Ist-Versteuerung der ausgefiihrten
Lieferungen und sonstigen Leistungen, getrennt nach Umsatzsteu-
ersatzen und steuerfreien Umsatzen,

* die vereinnahmten Entgelte und Teilzahlungen fiir noch nicht aus-
gefiihrte Lieferungen und sonstige Leistungen, getrennt nach Um-
satzsteuersatzen und steuerfreien Umsatzen,

* die Bemessungsgrundlage fir unentgeltliche Wertabgaben, ge-
trennt nach Umsatzsteuersatzen und steuerfreien Umsatzen,

* den Nettorechnungsbetrag der Eingangsumséatze sowie die Vor-
steuerbetrage.

Entgelte, Teilentgelte, Bemessungsgrundlagen, geschuldete Steuerbe-
trage sowie Vorsteuerbetrége sind am Schluss eines jeden Voranmel-

dungszeitraums zusammenzurechnen.
Rechtsquelle: § 22 UStG

VIl. Voranmeldungen und Steuererkldrungen

Unternehmer, die steuerpflichtige Umsétze erzielen, missen — wenn
sie nicht unter die Kleinunternehmerregelung fallen — die abzuflihren-
de Umsatzsteuer bereits wahrend des Jahres in einer Voranmeldung
bis zum 10. Tag nach Ablauf eines jeden Voranmeldungszeitraums
anmelden und an das Finanzamt abfiihren.

Die Voranmeldung ist nach amtlich vorgeschriebenem Datensatz
durch Datenferniibertragung auf elektronischem Weg abzugeben.
Auf Antrag kann das Finanzamt zur Vermeidung unbilliger Harten auf
eine elektronische Ubermittlung verzichten.
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Betragt die gesamte Steuerschuld fir das vorangegangene Kalender-

jahr

* mehr als 7.500 Euro, ist der Kalendermonat Voranmeldungszeit-
raum,

* nicht mehr als 7.500 Euro, muss der Unternehmer nur vierteljahr-
lich Voranmeldungen abgeben und zwar zum 10. April, 10. Juli,
10. Oktober und 10. Januar jedes Jahres,

* nicht mehr als 2.000 Euro, kann das Finanzamt den Unternehmer
von der Verpflichtung zur Abgabe von Voranmeldungen und Ent-
richtung der Vorauszahlungen befreien.

Das Finanzamt kann auf Antrag die Frist fiir die Abgabe der Voran-
meldungen und fir die Entrichtung der Vorauszahlungen um einen
Monat verlédngern (so genannte Dauerfristverlangerung). Soweit ein
Unternehmer zur Abgabe von monatlichen Voranmeldungen ver-
pflichtet ist, muss er dafiir eine Sondervorauszahlung leisten.

Bei Unternehmensneugriindungen gilt eine besondere Regelung: Fir
die Besteuerungszeitraume 2021 bis 2026 ist in den Féllen, in denen
der Unternehmer seine gewerbliche oder berufliche Tatigkeit nur in
einem Teil des vorangegangenen Kalenderjahres ausgelbt hat, die
tatsachliche Steuer in eine Jahressteuer umzurechnen und in den
Fallen, in denen der Unternehmer seine gewerbliche oder berufliche
Tatigkeit im laufenden Kalenderjahr aufnimmt, die voraussichtliche
Steuer des laufenden Kalenderjahres mafBgebend. Fir andere Be-
steuerungszeitrdume ist Voranmeldungszeitraum fiir die ersten bei-
den Jahre nach Aufnahme der gewerblichen oder beruflichen Tatig-
keit, unabhéngig von den vorstehenden Grenzen, der Kalendermonat.

Unabhangig von der Verpflichtung zur Abgabe von Voranmeldungen
ist eine Umsatzsteuer-Jahreserklarung nach Ablauf des jeweiligen Ka-
lenderjahrs beim zustéandigen Finanzamt abzugeben. Die Jahreserklé-
rung muss der Unternehmer wie die Voranmeldung nach amtlich vor-
geschriebenem Datensatz durch Datenfernlibertragung tbermitteln.
Auch hier kann das Finanzamt auf Antrag zur Vermeidung unbilliger
Harten auf eine elektronische Ubermittlung verzichten. Der Unter-
nehmer muss dann eine Steueranmeldung nach amtlich vorgeschrie-

benem Vordruck abgeben und eigenhéndig unterschreiben.
Rechtsquelle: § 18 UStG

C. Einkommensteuer und Umsatzsteuer
bei Kinstlerinnen und Kunstlern
ohne Wohnsitz im Inland

I. Einkommensteuer

Einklnfte aus der Austbung oder Verwertung einer kiinstlerischen
Tatigkeit im Inland unterliegen auch dann der deutschen Einkommen-
steuer, wenn der Kiinstler im Inland weder einen Wohnsitz noch sei-
nen gewohnlichen Aufenthalt hat. Der Kiinstler ist in diesem Fall mit
seinen inlandischen Einkunften beschrénkt einkommensteuerpflich-
tig. Die Einkommensteuer fir beschrénkt steuerpflichtige Kinstler
wird im Weg des Steuerabzugs erhoben und gilt damit grundsétzlich
als abgegolten. Fir die Art des Steuerabzugs kommt es darauf an,
ob es sich um eine selbststandig oder nichtselbststandig ausgeiibte
Tatigkeit handelt (vgl. RNrn. 105 ff).

1. Lohnsteuerabzug bei nichtselbststindiger Tatigkeit

Gehdren die Einkiinfte des beschrénkt steuerpflichtigen Kiinstlers zu
den Einkinften aus nichtselbststandiger Arbeit und ist der Kinstler
bei einem inldndischen Arbeitgeber beschaftigt, dann hat der inlén-
dische Arbeitgeber den Lohnsteuerabzug vorzunehmen. Der Lohn-
steuerabzug darf nur dann unterbleiben, wenn der Arbeitslohn nach
den Vorschriften eines Doppelbesteuerungsabkommens von der
deutschen Lohnsteuer freizustellen ist. Dies ist vielfach fir kiinstle-
rische Tatigkeiten im Rahmen eines Kulturaustausches vorgesehen.
Die entsprechende Freistellungsbescheinigung wird auf Antrag vom
Betriebsstattenfinanzamt des Arbeitgebers erteilt.

Lohnsteuerabzug nach den individuellen Lohnsteuerab-
zugsmerkmalen

Fir den Lohnsteuerabzug nach den individuellen Lohnsteuerabzugs-
merkmalen gelten grundsatzlich — mit Ausnahme der Ausfiihrungen
zum permanenten Lohnsteuer-Jahresausgleich — die Ausfihrungen
zum Abschnitt Lohnsteuerabzug entsprechend (vgl. RNrn. 113 ff).
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Voraussetzung fir die Teilnahme beschrankt steuerpflichtiger Kinst-
ler am ELStAM-Verfahren ist die Zuteilung einer Identifikationsnum-
mer. Diese ist beim Betriebsstattenfinanzamt des Arbeitgebers zu
beantragen. Die Zuteilung einer Identifikationsnummer kann auch
der Arbeitgeber beantragen, wenn ihn der Arbeitnehmer dazu bevoll-
méchtigt hat.

Wurde dem beschréankt einkommensteuerpflichtigen Arbeitnehmer
bereits eine Identifikationsnummer zugeteilt, teilt das Betriebsstéat-
tenfinanzamt diese auf Anfrage des Arbeitnehmers mit. Der Arbeitge-
ber ist auch berechtigt, eine Anfrage im Namen des Arbeitnehmers
zu stellen.

In bestimmten Fallen (zum Beispiel wenn fiir den Arbeitnehmer ein
Freibetrag berucksichtigt wird) ist einen Teilnahme am ELStAM-Ver-
fahren noch nicht méglich. Das Betriebsstattenfinanzamt des Arbeit-
gebers stellt dann auf Antrag eine Papierbescheinigung flir den Lohn-
steuerabzug aus, die der Arbeitnehmer dem Arbeitgeber unverziiglich
vorzulegen hat. Fir Kiinstler, die bei mehreren inlandischen Arbeitge-
bern beschéftigt sind, werden entsprechend viele Bescheinigungen
erteilt.

Weitere Informationen dazu enthélt das Schreiben des Bundesminis-
teriums der Finanzen vom 7. November 2019 (BStBI 2019 1 S. 1087).

Pauschale Lohnsteuererhebung

Anstelle des Lohnsteuerabzugs nach den individuellen Lohnsteuerab-
zugsmerkmalen kann der inlandische Arbeitgeber die Lohnsteuer bei
den nachfolgenden Personengruppen pauschal erheben:

Bei beschrankt steuerpflichtigen nichtselbststandig tatigen Kinst-
lern, die

* als gastspielverpflichtete Kiinstler bei Theaterbetrieben,

* als freie Mitarbeiter fir den Horfunk und Fernsehfunk oder

 als Mitarbeiter in der Film- und Fernsehproduktion beschaftigt
sind,
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wenn der Kinstler nur kurzfristig, hochstens fir sechs zusammen-
hdngende Monate, beschéftigt wird.

Die pauschale Lohnsteuer bemisst sich nach den Gesamteinnahmen
des Kunstlers, einschlieBlich etwaiger sonst steuerfreier Betrége. Die
pauschale Lohnsteuer betragt 20 Prozent der Gesamteinnahmen,
wenn der Kiinstler den Lohnsteuerabzug trigt. Ubernimmt der Arbeit-
geber die Lohnsteuer und den Solidaritatszuschlag von 5,5 Prozent,
so betragt die Lohnsteuer 25,35 Prozent der Gesamteinnahmen. Sie
betragt 20,22 Prozent der Gesamteinnahmen, wenn der Arbeitgeber
nur den Solidaritadtszuschlag Ubernimmt. Der Solidaritdtszuschlag
betragt zusatzlich jeweils 5,5 Prozent der Lohnsteuer.

Rechtsquelle: §§ 38 - 39¢ EStG

Schreiben des Bundesministeriums der Finanzen
vom 31. Juli 2002 (BStBI 2002 | S. 707)

und vom 28. Mérz 2013 (BStBI 2013 | S. 443)

R 39.4 Abs. 4 LStR

2. Steuerabzug nach § 50a Abs. 1 EStG

Handelt es sich bei den Einkiinften des beschrénkt steuerpflichtigen
Kiinstlers nicht um Einkiinfte aus nichtselbststandiger Arbeit oder ist
kein inlandischer Arbeitgeber vorhanden, so wird die Einkommen-
steuer im Weg des Steuerabzugs nach § 50a Abs. 1 EStG erhoben.

Zustindigkeit

Seit 1. Januar 2014 ist das Bundeszentralamt fiir Steuern (BZSt) in
53221 Bonn fir das Steuerabzugsverfahren bei beschrankt Steuer-
pflichtigen zusténdig. Informationen sind auf der Internetseite des
BZSt (www.bzst.de) unter der Rubrik Steuern International - Abzug-
steuern nach §§ 50, 50a EStG abrufbar.

Die Steueranmeldung ist grundsatzlich auf elektronischem Weg
an das BZSt zu ubermitteln. Hierflr steht das BZStOnline-Portal
(www.elster.de/bportal) zur Verfugung. Auf Antrag kann das BZSt zur
Vermeidung unbilliger Harten auf eine elektronische Ubermittlung
verzichten.
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Steuersatz und Bemessungsgrundlage
Der Steuerabzug betréagt grundsatzlich 15 Prozent der Einnahmen.

Bei im Inland ausgeiibten kinstlerischen Darbietungen wird kein
Steuerabzug erhoben, wenn die Einnahmen je Darbietung 250 Euro
nicht Ubersteigen (Milderungsregelung). Unter dem Begriff ,Darbie-
tung® ist hierbei der einzelne Auftritt zu verstehen. Werden an einem
Tag mit einem oder mehreren Veranstaltern mehrere Auftritte durch-
geflihrt, ist die Milderungsregelung je Auftritt anzuwenden. Sind
Glaubiger der Vergutung fur eine Darbietung mehrere Personen, ist
die Milderungsregelung fiir jede Person auf die auf sie entfallende
Vergutung anzuwenden. Ist eine beschrénkt steuerpflichtige Kérper-
schaft Glaubiger der Vergltung (zum Beispiel Chor, Symphonieor-
chester, Kiinstlerverleihfirma), erzielt diese als juristische Person die
Einnahmen aus der Darbietung allein. Eine Aufteilung auf die an der
Korperschaft beteiligten Personen ist nicht zuléssig.

Dem Steuerabzug unterliegen grundsétzlich die gesamten Einnah-
men. Vom Schuldner der Vergitung ersetzte oder Ubernommene
Reisekosten des Vergiutungsglaubigers gehdren jedoch nur insoweit
zu den Einnahmen, als die Fahrt- und Ubernachtungsauslagen die
tatsachlichen Kosten und die Verglitungen fir Verpflegungsmehrauf-
wand die steuerlich berlcksichtigungsfahigen Pauschalen uberstei-
gen. Ubernommene Reisekosten Dritter mindern nicht die Bemes-
sungsgrundlage fir den Steuerabzug, sie konnen aber bei Vorliegen
weiterer Voraussetzungen gegebenenfalls als Betriebsausgaben be-
ziehungsweise Werbungskosten beim Steuerabzug nach § 50a Abs. 3
EStG beriicksichtigt werden. Die Umsatzsteuer gehért, wenn sie vom
Leistungsempfénger geschuldet wird, ebenfalls nicht zur Bemes-
sungsgrundlage.

Auf Antrag konnen Betriebsausgaben oder Werbungskosten, soweit
sie in unmittelbarem wirtschaftlichen Zusammenhang mit den Ein-
nahmen stehen, bereits beim Steuerabzug berlcksichtigt werden.
Der Steuerabzug betrdgt in diesem Fall grundséatzlich 30 Prozent der
nach Abzug der Betriebsausgaben beziehungsweise Werbungskosten
verbleibenden Nettoeinnahmen. Ist der Glaubiger der Vergitung eine
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Korperschaft, bleibt der Steuersatz bei 15 Prozent. Voraussetzung
fur die Beriicksichtigung der Aufwendungen beim Steuerabzug ist,
dass der beschrinkt steuerpflichtige Kiinstler Staatsangehdriger
eines EU- oder EWR-Mitgliedstaates ist und in einem dieser Staaten
seinen Wohnsitz hat. Berlcksichtigungsfahig sind sowohl Aufwen-
dungen, die der Vergiitungsglaubiger selbst getragen hat, als auch
Aufwendungen, die der Vergltungsschuldner Gbernommen hat. Der
Vergutungsschuldner darf den Steuerabzug allerdings nur mindern,
wenn der Verglitungsglaubiger die Betriebsausgaben beziehungs-
weise Werbungskosten in einer fur die Finanzverwaltung nachprif-
baren Form (zum Beispiel durch Rechnungskopien, Uberweisungen)
nachgewiesen hat. Diese Aufwendungen sind in einer Anlage, die der
Steueranmeldung beizufiigen ist, darzustellen und im Rahmen beson-
derer Aufzeichnungen zu dokumentieren.

Ubernimmt der Schuldner der Vergiitung die Steuer nach § 50a EStG
und den Solidaritatszuschlag, liegt eine so genannte ,Nettoverein-
barung® vor. In diesen Féllen ist zur Ermittlung der Abzugsteuer der
auf die Netto-Vergutung (zuzlglich gegebenenfalls ibernommener
Kosten) anzuwendende Berechnungssatz folgender Tabelle zu ent-
nehmen:

Berechnungssitze bei Ubernahme der Steuern durch den

Vergiitungsschuldner

Berechnungssatz Berechnungssatz
fiir die Steuer nach fir den Solidaritats-
§ 50a EStG zuschlag
in Prozent der in Prozent der
Netto-Vergiitung Netto-Vergiitung

Netto-Vergiitung 0,00 0,00

je Darbietung

bis 250 Euro

Steuersatz 15 Prozent 17,82 0,98

Steuersatz 30 Prozent 43,89 2,41
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Steuerabzug in Kostenerstattungsfillen

Werden Amateuren (Amateurmusikern, Laienschauspielern) aus-
schlieBlich Kosten erstattet beziehungsweise vom Veranstalter tber-
nommen, die in unmittelbarem Zusammenhang mit der Darbietung
stehen und die dem Vergltungsschuldner nachgewiesen wurden,
kann ein Steuerabzug unterbleiben. Werden jedoch zusétzlich Preis-
gelder, Siegpramien oder dhnliche Vergltungen gezahlt, ist ein Steu-
erabzug vorzunehmen.

Abzugsverpflichteter

Der Steuerabzug ist fiir Rechnung des beschréankt steuerpflichtigen
Kinstlers, des Steuerschuldners, vom Schuldner der Vergitungen
vorzunehmen. Dieser hat die Steuer an das BZSt abzufiihren. Unter-
lasst der Vergutungsschuldner den Steuerabzug, kann er fur die ent-
gangene Steuer in Haftung genommen werden. Organisiert ein be-
schrankt steuerpflichtiger Kiinstler ausnahmsweise eine Veranstal-
tung im Inland selbst (Eigenveranstalter), ist aus tatsachlichen Griin-
den ein Steuerabzug nicht moglich. In diesen Féllen ist die Steuer
durch Nachforderungsbescheid vom (ausléandischen) Darbietenden
als Vergilitungsglaubiger zu erheben.

Doppelbesteuerungsabkommen

Steht das Besteuerungsrecht fir die in Deutschland erzielten Ein-
kiinfte aufgrund eines Doppelbesteuerungsabkommens dem aus-
l&andischen Wohnsitzstaat zu, so darf der Schuldner der Vergltungen
den Steuerabzug nur dann unterlassen, wenn das BZSt eine entspre-
chende Freistellungsbescheinigung erteilt hat. Einen Antrag auf Frei-
stellung kann nur der beschrénkt steuerpflichtige Kinstler als Glgu-
biger der Vergitung stellen. Der Schuldner der Vergltung ist selbst
nicht antragsberechtigt. Der beschrankt steuerpflichtige Kinstler
kann den Schuldner der Vergiitung jedoch zur Antragsstellung bevoll-
méachtigen (nahere Informationen hierzu unter www.bzst.de).
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Antrag auf Veranlagung

Beschrankt steuerpflichtige Kunstler, die Staatsangehérige eines
EU-/EWR-Staates sind und in einem dieser Staaten ihren Wohnsitz
haben, kdnnen einen Antrag auf Veranlagung beim BZSt stellen (§ 50
Abs. 2 Satz 2 Nr. 5 EStG). Zu diesem Zweck ist dort eine Einkommen-
steuererklarung einzureichen. Das BZSt priift dann, ob und gegebe-
nenfalls inwieweit eine Steuerrlickerstattung moglich ist.

Alternativ dazu haben beschrankt steuerpflichtige Kiinstler aus EU-/
EWR-Staaten oder aus Drittstaaten die Mdglichkeit, sich auf Antrag
als unbeschrénkt einkommensteuerpflichtig behandeln zu lassen,
wenn sie ihre Einkiinfte im Kalenderjahr zu mindestens 90 Prozent
in Deutschland versteuern missen oder die nicht der deutschen Be-
steuerung unterliegenden Einkiinfte einen bestimmten Betrag nicht
Ubersteigen (§ 1 Abs. 3 EStG). Die Verpflichtung zum Steuerabzug
bleibt ungeachtet eines solchen Antrags bestehen.

Rechtsquelle: §§ 1 Abs. 3, 50, 50a, 50d EStG

§§ 73d, 73e EStDV

Schreiben des Bundesministeriums der Finanzen
vom 25. November 2010 (BStBI 2010 | S. 1350)

Il. Umsatzsteuer

Sind ausléndische Kiinstler im Inland selbststandig tatig, dann un-
terliegen ihre Leistungen hier grundsétzlich auch der Umsatzsteuer.
Die bei Kinstlern moéglichen Steuerbefreiungen gelten aber selbst-
verstandlich auch, wenn nicht im Inland ansassige Unternehmer die
Leistungen erbringen. Die Kleinunternehmerregelung (vgl. RNr. 206)
gilt allerdings nur fiir Unternehmer, die im Inland anséssig sind. Ein
im Ausland ansdassiger Unternehmer kann sie nicht anwenden.
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1. Ubertragung der Steuerschuldnerschaft

Erbringen im Ausland lebende Kunstler im Inland steuerpflichtige
sonstige Leistungen, schuldet der Leistungsempfanger, wenn er
selbst auch ein Unternehmer oder aber eine juristische Person ist,
die Steuer fir die an ihn erbrachte Leistung. Er muss die Umsatz-
steuer berechnen und an das Finanzamt abfihren. Zur Bemessungs-
grundlage fir die Umsatzsteuer gehort alles, was der Leistungsemp-
fanger aufwendet, um die Leistung zu erhalten. Erhélt der auslan-
dische Kinstler Anzahlungen, bevor er seine Leistung erbracht hat,
ist bereits auch die Anzahlung zu versteuern. Die Umsatzsteuer ist
mit den Steuerséatzen von derzeit 7 beziehungsweise 19 Prozent auf
das Nettoentgelt zu berechnen.

2. Besteuerungsverfahren

Der im Ausland anséssige Unternehmer ist von der Abgabe von Um-
satzsteuer-Voranmeldungen und Umsatzsteuer-Jahreserklarungen
befreit, wenn er nur Umséatze ausgefihrt hat, fir die der Leistungs-
empfanger die Umsatzsteuer nach § 13b UStG schuldet. Die mit die-
sen Umsétzen im Zusammenhang stehenden Vorsteuerbetréage kann
der auslédndische Unternehmer im Vorsteuer-Vergitungsverfahren
geltend machen. Ein im brigen Gemeinschaftsgebiet ansassiger Un-
ternehmer muss dazu tber die zustindige Stelle in dem Mitgliedstaat,
in dem er anséssig ist, beim Bundeszentralamt fiir Steuern einen
Vergltungsantrag stellen. Ein im Drittlandsgebiet ansassiger Unter-
nehmer muss sich dazu direkt an das Bundeszentralamt flir Steuern
wenden. Ab dem 1. Juli 2016 ist der Vergitungsantrag ausschlieBlich
auf elektronischem Weg Uber das Online-Portal des Bundeszentral-
amts fir Steuern einzureichen (www.elster.de/bportal). Auf Antrag
kann das Bundeszentralamt fir Steuern zur Vermeidung von unbilli-
gen Harten auf eine elektronische Ubermittlung verzichten. Antrége
sind an das Bundeszentralamt fiir Steuern, Passower Chaussee 3b in
16303 Schwedt/Oder zu richten.
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Der ausladndische Unternehmer muss allerdings bei dem fiir ihn zu-
stdndigen Finanzamt Umsatzsteuer-Voranmeldungen und Umsatz-
steuer-Jahreserklarungen abgeben, wenn er selbst als Leistungsemp-
fanger eine Steuer nach § 13b UStG schuldet, er eine Steuer nach
§ 14c¢ Abs. 1 oder 2 UStG schuldet oder wenn ihn das Finanzamt
hierzu besonders auffordert.

Fir die Umsatzbesteuerung auslandischer Unternehmer in Deutsch-
land wurden bundeseinheitlich zustdndige Finanzdmter bestimmt, die
aus der Umsatzsteuer-Zustandigkeitsverordnung vom 20. Dezember
2001, BGBI. | S. 3794, zuletzt gedndert durch die Verordnung vom
24. November 2023, (BGBI. 2023 | S. 332), ersichtlich sind.

Rechtsquelle: §§ 2, 3, 13b UStG
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Auswartstétigkeit

Beihilfe

Betriebsausgaben
Einkommensteuererklarung
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Lohnsteuerabzug
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selbststéndige Tatigkeit
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Stipendium

Theater
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Diese Druckschrift wird kostenlos im Rahmen der Offentlichkeitsar-
beit der Bayerischen Staatsregierung herausgegeben. Sie darf weder
von den Parteien noch von Wahlwerbern oder Wahlhelfern im Zeit-
raum von finf Monaten vor einer Wahl zum Zweck der Wahlwerbung
verwendet werden. Dies gilt fir Landtags-, Bundestags-, Kommunal-
und Europawahlen. Missbrauchlich ist wahrend dieser Zeit insbeson-
dere die Verteilung auf Wahlveranstaltungen, an Informationsstdnden
der Parteien sowie das Einlegen, Aufdrucken und Aufkleben parteipo-
litischer Informationen oder Werbemittel. Untersagt ist gleichfalls die
Weitergabe an Dritte zum Zweck der Wahlwerbung.

Auch ohne zeitlichen Bezug zu einer bevorstehenden Wahl darf die
Druckschrift nicht in einer Weise verwendet werden, die als Partei-
nahme der Staatsregierung zugunsten einzelner politischer Gruppen
verstanden werden konnte.

Den Parteien ist es gestattet, die Druckschrift zur Unterrichtung ihrer
eigenen Mitglieder zu verwenden.

Bei publizistischer Verwertung Angabe der Quelle und Ubersendung
eines Belegexemplars erbeten.

Das Werk ist urheberrechtlich geschiitzt. Alle Rechte sind vorbehal-
ten. Die Broschire wird kostenlos abgegeben, jede entgeltliche Wei-
tergabe ist untersagt.
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Wollen Sie mehr Uber die Arbeit der Bayerischen Staatsregierung
wissen?

BAYERN | DIREKT ist Ihr direkter Draht
zur Bayerischen Staatsregierung. Unter
www.servicestelle.bayern.de im Internet
oder per E-Mail unter direkt@bayern.de
erhalten Sie Informationsmaterial und | BAYERN | DIREKT

Broschiiren, Auskunft zu aktuellen The- \(www.bayern.de I Tel. 089 1222 20

men und Internetquellen sowie Hinweise zu Behorden, zustéandigen
Stellen und Ansprechpartnern bei der Bayerischen Staatsregierung.

Diese Broschire wurde mit groBer Sorgfalt zusammengestellt.
Eine Gewabhr fir die Richtigkeit und Vollstdndigkeit kann dennoch
nicht tbernommen werden.



	Einkommensteuer
	Grundbegriffe der Einkommensteuer
	Einkommensteuerpflicht
	Gewinnerzielungsabsicht
	Zuordnung der Tätigkeit zu einer bestimmten Einkunftsart

	Abgrenzung der nichtselbstständigen von der selbstständigen Tätigkeit
	Tätigkeit bei Theaterunternehmen
	Tätigkeit bei Kulturorchestern
	Tätigkeit bei Hörfunk und Fernsehen
	Tätigkeit bei Film- und Fernsehfilmproduzentenin Eigen- und Auftragsproduktionen einschließlich Synchronisierung
	Wiederholungshonorare
	Abgrenzung der Tätigkeiten in der Sozialversicherung

	Der Lohnsteuerabzug bei nichtselbstständiger Tätigkeit
	Lohnsteuerabzugsmerkmale (ELStAM-Verfahren)
	Lohnsteuerabzug
	Sonderregelungen für den Lohnsteuerabzug bei Künstlern

	Abgrenzung der gewerblichen von den freiberuflichen Einkünften
	Einkünfte aus freiberuflicher Tätigkeit
	Einkünfte aus Gewerbebetrieb
	Steuerliche Auswirkungen aus der Zuordnung zu den Einkünften aus Gewerbebetrieb oder aus freiberuflicher Tätigkeit

	Werbungskosten und Betriebsausgaben
	Was sind Werbungskosten und Betriebsausgaben?
	Kosten der Lebensführung
	Werbungskosten bei nichtselbstständiger Tätigkeit
	Gewinnermittlung bei selbstständiger Arbeit und bei Einkünften aus Gewerbebetrieb

	Besondere Steuervergünstigungen für Künstler im Einkommensteuergesetz
	Steuerfreiheit für bestimmte öffentliche Mittel
	Einnahmen aus nebenberuflichen Tätigkeiten
	Ehrensold
	Stipendien
	Preisgelder
	Künstlersozialkasse
	Zuwendungen

	Einkommensteuererklärung

	Umsatzsteuer
	Umsatzsteuerpflicht
	Steuerbefreiungen
	Ermäßigter Steuersatz
	Kunstgegenstände
	Theater, Orchester, Chöre, Solisten
	Urheberrechte

	Kleinunternehmerregelung
	Berechnung der Umsatzsteuer
	Aufzeichnungspflichten
	Voranmeldungen und Steuererklärungen

	Einkommensteuer und Umsatzsteuer bei Künstlerinnen und Künstlern ohne Wohnsitz im Inland
	Einkommensteuer
	Lohnsteuerabzug bei nichtselbstständiger Tätigkeit
	Steuerabzug nach § 50a Abs. 1 EStG

	Umsatzsteuer
	Übertragung der Steuerschuldnerschaft
	Besteuerungsverfahren





